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über

Stenographischer Bericht
die Verhandlungen

der

6. Versammlung des II. Landtags des Freistaats Oldenburg.

Dreiundzwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 1. Juni 1922 , vormittags 9 Uhr.

- , - --
Tagesordnung : 1.

2.

4.
!
>
! 5.

6.

9.

10.
11.

12.

Bericht des zweiten Ausschusses zu dem Gesetz für die Landesteile Oldenburg und Lübeck, betreffend
Aenderung der Notariatsgebührenordnung vom 4. August 1921. (Selbständiger Antrag des Abg.
Lohse .) 2. Lesung. Vergl. den Bericht1. Lesung.
Bericht des Ausschusses3 über die Eingabe der Arbeitsgemeinschaftgegen den Versailler Frieden.
Bericht des Ausschusses3 (Finanzausschuß) zu dem selbständigen Antrag des Abg. Albers,  be¬
treffend Baukostenzuschüsse.
Bericht deS Ausschusses3, betreffend den selbständigen Antrag des Abg. Wichmann,  betreffend
den Entwurf eines Gesetzes für den Landcsteil Lübeck, betreffend Aenderung des Gesetzes für das
Fürstentum Lübeck, betreffend die Gerichtskostensowie die Gebühren der Zeugen und Sachverstän¬
digen vom 13. März 1903. 1. Lesung.
Bericht des Ausschusses3. betreffend den selbständigen Antrag des Abg. Dörr,  betreffend den
Entwurf eines Gesetzes für die Landesteile Oldenburg und Birkenfeld, betreffend Aenderung des
Gesetzes für die Landesteile Oldenburg und Birkenfeld vom 10. August 1920, betreffend Aenderung
des Gesetzes vom 24. April 1906, betreffend Aenderung des Gesetzes vom 30. Dezember 1899
über die Gerichtskostenund die Gebühren der Zeugen und Sachverständigen. 1. Lesung.
Bericht des Ausschusses3 über den selbständigen Antrag des Abg. Hug,  betr . Aenderung des
Gesetzes vom 31. März 1921 über die Gewährung von Tagegeldern und die Vergütung von
Reisekosten an die Abgeordneten zum Landtage.
Bericht des Ausschusses1 zu dem Gesetzentwurf, betr. Abänderung des Volksschullehrerdienst-
einkommenSgesetzes vom 12. Juli 1921. 1. Lesung. (Anlage 96.)
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe des Kaufmanns Heinrich Arlinghaus  und des
Kolonisten Martin von Handorf,  betr. Aufnahme ihrer Knaben in die Töchterschule in Damme.
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe der LandcsversicherungsanstaltOldenburg, sowie über
die Eingabe deS Landesrats Seelmann - Eggebert  in Oldenburg um Gleichstellung mit den
preußischen Landesräten.
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe des TanzlehrersP . Schmuck in Rüstringen.
Bericht des Ausschusses1 zur Eingabe des Oldenburger Landbundese. V., betr. Abwanderung
landwirtschaftlicherArbeitskräfte nach Holland.
Bericht des Ausschusses1 zu Anlage 83, betr. Aufhebung der Standesvorrechte des Großherzog¬
lichen Hauses. 1. Lesung.
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13 . Bericht des Ausschusses 1 zu Anlage 84 (Aufhebung der Fideikommisse .) 1 . Lesung.
14 . Bericht des Ausschusses 2 über die Vorlage des Staatsministeriums , betr . die Eingemeindung der

Gemeinde Osternburg nach der Stadtgemeinde Oldenburg . 1 . Lesung . (Anlage 105 .)
15 . Bericht des Ausschusses 2 (Verwaltungsausschuß ) über den Entwurf eines Landwirtschaftskammer-

gesctzes für den Landesteil Oldenburg . 2 . Lesung . (Anlage 86 .)
16. Bericht des Ausschusses 2 zum Gesetzentwurf, betr . die Oeffentliche LebensOcrsicherungsanstalt

Oldenburg . 2 . Lesung . (Anlage 89 .)
17 . Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines Gesetzes , betr . die Ncubeordnung der Staat¬

lichen Kreditanstalt . 2 . Lesung . (Anlage 68 .)
18 . Bericht des Ausschusses 2 zu dem Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg vom

. 1922 , betr . die Landessparkasfe zu Oldenburg . 2 . Lesung . (Anlage 71 .)
19 . Wahlen in Anlaß der Vorlage 25.
20 . Wahlen in Anlaß der Vorlage 68.

Vorsitzender : Präsident Schröder.

Am Regierungstisch : Ministerpräsident Tantzen,
Minister vr . Driver , Geh . Oberregierungsrat v. Finckh,
Geh . Oberregierungsrat Tappenbeck , Geh . Oberfinanzrat
Stein.

Präsident : Ich eröffne die Sitzung und bitte den
Herrn Schriftführer , das Protokoll der letzten Sitzung zu
verlesen . (Abg . Bartels  verliest das Protokoll der
22 . Sitzung .) Sind Einwendungen gegen das Protokoll zu
erheben ? Das ist nicht der Fall . Dann ist es genehmigt.
Ich bitte nun Herrn Abg . Niebcrg,  die Eingänge mitzu-
teileu . — Geschieht . — Der Landtag ist mit den Ueber-
weisungcn einverstanden . Es ist sodann eingegangen ein
selbständiger Antrag des Abg . Hug,  der in Abklatsch für
die einzelnen Fraktionen hergestellt ist . Er behandelt die
Wiederbesetzung der freien Ministerstelle . Ich schlage vor
in Ucbereinstimmung mit dem Herrn Antragsteller , diesen
Antrag im Plenum zu verhandeln . Es ist dann ein Schreiben
des Ministeriums eingegangen , dessen ersten Teil ich ver¬
lesen muß:

Die Beschlüsse der zweiten Lesung zu dem Gesetz¬
entwurf belasten diesen in den Punkten, : Untergenossen-
schaftcu , Stimmrecht der Beamten , Wasserkräfte , Staats¬
beihilfe derart , daß das Staalsministerium glaubt , ihn
als Landesgesctz nicht verkünden zu können . Die Beschlüsse
über die zwangsweise Bildung von Untergenossenschaiten
bedeutet eine Zerstörung des Grundgedankens des Gesetz¬
entwurfes , der die Wasserwirtschaft eines Nicderschlags-
gebieteS in einer Hand vereinigt wissen will . Der Be¬
schluß über daS Stimmrecht der Beamten läßt gleichfalls
über die einheitliche Verwaltung der Wasserwirtschaft eines
Nicderschlagsgebiets in Gefahr geraten und bedeutet darüber
hinaus eine Gefährdung des Staatsorganismus . Der
Beschluß über die Staatsbeihilfe ist zu dehnbar und kann
zu einer Gefährdung der Staatsfinanzen führen . Auch
der Beschluß über die Wasserkräfte entspricht nicht der
Auffassung des Staatsministeriums über deren volkswirt¬
schaftliche Bedeutung und der Notwendigkeit , sie volks¬
wirtschaftlich in einer Hand zu vereinigen.

Das Staatsministerium will sich bereit finden , wenn
es von der ihm zustehenden Befugnis , die Beamten in
Bezug auf die Abstimmung innerhalb der Vorstände der
Wasserdichten in deren Angelegenheiten anzuweisen , Ge¬

brauch gemacht hat , hiervon dem Landtage Mitteilung zu
machen . Damit dürfte nach dem Erachten des Staats¬
ministeriums der Grundsatz der Selbstverwaltung innerhalb
der Wafserachten genügend geschützt sein . Das Staats¬
ministerium ersucht den Landtag , gemäß Z 35 Abs. 1
Satz 1 der Landesverfassung , das Einigungsverfahren
über den Gesetzentwurf einzuschlagen und ersucht um eine
wiederholte Beratung . Für diese werden im einzelnen
folgende Vorschläge gemacht.

Sie erlassen es mir wohl , die Vorschläge zu verlesen . Ich
habe die Eingabe bereits an den Verwaltungsausschuß ab¬
gegeben . Ich nehme an , daß der Landtag dem Ersuchen
der Staatsregieruug stattgeben will und daß die Sache im
Verwaltungsausschuß weiter zu beraten ist . Der Landtag
ist damit einverstanden . Dann habe ich zu wiederholen die
Abstimmung über die Anträge 6 und 7 des Berichts über
den Voranschlag für Lübeck. Ich möchte mir erlauben , die
einzuschieben nach Punkt 11 der Tagesordnung , bevor die
wichtigen Vorlagen kommen . Der Landtag ist damit einver¬
standen . Wir treten in die Tagesordnung ein.

1 . Gegenstand ist der
Bericht des zweiten Ausschusses zu dem Gesetz für die

Landesteile Oldenburg und Lübeck , betr . Aenderuug der No¬
tariatsgebührenordnung vom 4 . August 1921 . ( Selbständiger
Antrag des Abg . Lohse .) 2 . Lesung.

Das Wort hat Herr Abg . Lohse zur Geschäftsordnung.
Abg . Lohse : Ich möchte bitten , diesen Gegenstand zu

verhandeln nach der Beschlußfassung über die Punkte 4 und 5.
Es handelt sich um eine zweite Lesung , und der Antrag ist
auch nach Auffassung der Regierung nur dann so richtig
wie er gestellt ist , wenn der Antrag im Bericht des 3. Aus¬
schusses zu Punkt 4 und 5 angenommen wird . Die müssen
wenigstens in erster Lesung erst erledigt werden , ehe diese
in zweiter Lesung erledigt werden.

Präsident : Das Wort hat zur Geschäftsordnung Herr
Geheimrat v . Finckh.

Geh . Oberregierungsrat v . Finckh : Ich möchte zur
Erwägung anheimstellen , damit zu warten , bis die
zweite Lesung der Punkte 4 und 5 gewesen ist . Es könnte
sich noch etwas daran ändern.
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Präsident : Das Wort hat zur Geschäftsordnung Herr
Abg. Lvhse.

Abg . Lohse : Dann würde ich bitten , den Gegenstand
heute einfach nbzusctzen . Das ist am einfachsten.

i Präsident : Das Wort hat zur Geschäftsordnung Herr
^ Abg. Müller.

Abg . Müller : Ich glaube , es ist kaum nötig , denn
wenn die Frist für die zweite Lesung kurz gesetzt wird , so

- kann die ganze Sache heute nachmittag noch erledigt werden.

Präsident : Ich hatte allerdings vor, die Fristen auf
^ «ne Stunde zu bemessen , sonst kommen wir nicht zu Schluß.
! Das Wort hat zur Geschäftsordnung Herr Geheimrat v. Finckh.

Geh . Obcrregieruugsrat v . Finckh : Ich möchte be¬
merken, daß zu Punkt 4 und 5 noch ein Antrag zur zweiten
Lesung kommt . Ob der im Laufe einer Stunde erledigt
werden kann , übersehe ich nicht . Ich habe ihn schon über¬
reicht. Wahrscheinlich wird sich der Ausschuß noch darüber

! unterhalten müssen.

Präsident : Ich möchte aber doch bitten, daß wir jetzt
nicht wieder mit dem Absetzen anfangen , sonst werden wir

^ gar nicht fertig . Das Wort hat Herr Abg . Tantzen zur
Geschäftsordnung.

Abg . Tantzen : M . H . ! Ich glaube , es geht ganz gut,
wenn wir einfach so beraten , wie die Reihenfolge ist . Es
!ann ja zur zweiten Lesung einfach geändert werden.

> Präsident : Punkt 1 ist eine zweite Lesung . Es wird
^ zweckmäßig sein , ihn zunächst abzusetzen und abzuwarten,

was zu den Gegenständen 4 und 5 beschlossen wird . Ich
nehme also den zweiten Gegenstand:

Bericht des Ausschusses 3 über die Eingabe der Arbeits¬
gemeinschaft gegen den Bersailler Frieden.

Der Ausschuß stellt den Antrag 1:
Der Landtag wolle die in der Eingabe unter
„1 " angeführte Resolution , die folgenden Wort¬
laut hat:

Der Landtag wolle die Staatsrcgierung ersuchen,
sich den Regierungen von Bayern , Sachsen/Hessen,
Württemberg und Braunschweig anschließen , indem
sie die Reichsregierung zu einem entschiedenen
Borgehen gegen die Schuldfrage ausfordert . Die
Versammelten halten es für die Pflicht der Reichs¬
regierung , alles aufzubieten und nichts zu unter¬
lassen , was diese Lebensfrage des deutschen Volkes
klären könnte,

der Staatsregierung zur Kenntnisnahme überweisen
' und ferner Antrag 2:

Der Landtag wolle den Antrag auf Bewilligung
einer Summe von 15000 ^ aus der Staatskasse
ablehnen.

Ich eröffne die Beratung zu beiden Anträgen . Das Wort
ist nicht verlangt ? Wir stimmen über beide Anträge zu¬
sammen ab . Ich bitte die Abgeordneten , die die Anträge
annchmen wollen , sich zu erbeben . — Geschieht . — Die
Anträge sind angenommen.

3 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 3 zu dem selbständigen Antrag

des Abg. Alliers , betr . Baukostenzuschüsse.
Der Ausschuß stellt den Antrag 1:

Der Landtag wolle beschließen , zur Förderung des
Wohnungsbaus neben den durch Anlage 63 bereit¬
gestellten Mitteln (einschließlich Erhöhung des dort
vorgesehenen Anleihebetrages von 5 700000 ^ auf
10 700000 einen weiteren Betrag bis zu
15 000000 durch eine aufzunehmende Anleihe
zur Verfügung zu stellen.

Ferner stellt der Ausschuß den Antrag 2:
Der Landtag wolle den selbständigen Antrag des
Abg . Albers und ferner die Eingabe von Bau¬
lustigen des Amtes Westerstede , gez. Behrens,
Bad Zwischenahn , durch die vorstehende Beschluß¬
fassung als erledigt erklären.

Ich eröffne die Beratung zu diesen beiden Anträgen und
zum selbständigen Antrag Albers . Das Wort hat Herr
Abg . Albers.

Abg . Albers : M . H . ! Durch das angenommene Ge¬
setz betr . Erhebung einer Steuer zur Förderung des Woh¬
nungsbaus sind nicht genügend Mittel bereitgestellt , um den
Wohnungsbau für 1922 angemessen zu fördern . Es war
in Aussicht genommen , wieder wie im Vorjahre 1000 Woh¬
nungen zu bauen . Das ist mit den Mitteln nicht möglich.
Es ist so, daß etwa der vierte Teil dieser Anzahl von
Wohnungen mit den jetzt zur Verfügung stehenden Mitteln
gebaut werden kann . Allerdings ist dadurch das Verhältnis
günstiger geworden , daß die Regierung sich nachträglich be¬
reit erklärt hat , 5 Millionen Mark auf Anleihe zu nehmen.
Dadurch ist das Verhältnis günstiger geworden und weiter
dadurch , daß eine anderweitige Verteilung der vorhandenen
Mittel vorgenommen ist . Immerhin bleibt aber nach wie
vor der Zustand so, daß er unbefriedigt ist , daß , wie gesagt,
eine angemessene Zuschußgewährung nicht möglich ist . Die
Folgen haben sich schon gezeigt . Aus Stadt und Amt
kommen Klagen , daß die zur Verfügung gestellten Mittel
nicht reichen , und es ist der lebhafte Wunsch laut geworden,
daß weitere Mittel zugewiesen werden möchten . Ich bin
der Auffassung , daß , wenn es nicht gelingt , weitere Mittel
zur Verfügung zu stellen , die Gefahr besteht , daß die Bau¬
tätigkeit für 1922/23 für den weiteren Teil des Jahres
vollständig zum Erliegen kommt . Das kann keinesfalls im
Interesse der Gesamtheit liegen . Wie gesagt , deswegen ist
der Antrag gestellt worden . Er wünscht , daß die Regierung
Vorschläge macht über die Bereitstellung weiterer Mittel für
diesen Zweck, sowie über die Art der Aufbringung dieser
Mittel . Die Angelegenheit ist im Ausschuß wiederholt und
sehr eingehend sowohl ohne wie auch mit Regicrungsver-
tretern beraten worden . Es war außerordentlich schwierig,
ein befriedigendes Ergebnis zustande zu bringen . Ich will
erwähnen , daß bei diesen Beratungen von der Regierung
die Mitteilung gemacht ist , daß eine neue Reichsratsverord¬
nung herausgekommen ist , die als wichtigste Bestimmung die
enthält , daß künftig die Gemeinden einen Zuschuß , in gleicher
Höhe zu leisten haben wie der Staat selbst . Das ist insoweit
eine Aendcrung , als bisher der Staat »die Gemeinden nur

83* .
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verpflichtete , die Hälfte des Staatszuschusses zu Wohnungs¬
bauzwecken zu geben . Es wird in Zukunft notwendig sein,
daß die Gemeinden mehr als bisher aus eigenen Mitteln
Gelder aufbringen zur Unterstützung des Wohnungsbaus,
wobei allerdings zu bemerken ist , daß in Anerkennung der
Bedeutung der Förderung des Wohnungsbaus einige Gemein¬
den schon bisher den vollen Zuschuß in gleicher Hohe wie der
Staat gegeben haben . M . H .! Der Ausschuß ist dann in den
Beratungen zu dem Ergebnis gelangt , daß es unter Berück¬
sichtigung der Lage , wie sie sich aus den verschiedensten
Gründen ergibt , zweckmäßig ist , im Augenblick sich dadurch
zu helfen , daß man eine erhöhte Anleihe aufnimmt . Der
Ausschuß ist der Auffassung , daß diese Lösung durchaus
kein Ideal darstellt , und daß es richtiger gewesen wäre , in
anderer Weise zu versuchen , die Mittel für diese Zwecke auf¬
zubringen , aber weil der Landtag im Begriff steht , auSein-
anderzugehen , war keine genügende Zeit , um noch gründlicher
und schlüssiger zu überlegen , wie diese Mittel aufgebracht
werden sollen . Deswegen ist im Augenblick diese Ent¬
schließung gefaßt , von der wir auch nicht meinen , daß sie
befriedigen kann . Es muß auch im nächsten Jahre zwischen
Regierung und Landtag überlegt werden , in welcher Weise
die jetzt neu ausgenvmmene Anleihe verzinst und abgetragen
werden kann . Es erscheint das durchaus notwendig aus
den verschiedensten Gründen heraus . Im übrigen kam eS
darauf an , jetzt schnell zu handeln , um , wie gesagt , durch
weitere Zuschußgewährung eine Förderung des Wohnungs¬
baus cherbeizuführen , und deswegen bitte ich Sie , die An¬
träge des Ausschusses anzunchmen , wie sie gestellt sind.

Präsident : Das Wort hat der Herr Finanzminister.
Minister I ) r . Driver : Meine Dame und meine Herren!

Wenn der Antrag 1 angenommen wird , was ich annehmc,
dann werden durch Anleihe für den Wohnungsbau im ganzen
25 Millionen Mark aufgebracht , es sind nämlich zuerst
5 Millionen , dann nachher nochmals reichlich 5 Millionen,
zusammen 10 Millionen , und jetzt diese 15 Millionen be¬
schlossen. Dem gegenüber werden durch die Wohnungs-
abqabe aufgebracht nur 9 Millionen . Dieses Verhältnis
scheint der Regierung nicht richtig zu sein . (Zuruf : Es
werden doch 15 Millionen aufgebracht .) Für andere Zwecke
mit 15 Millionen Mark , für den reinen Wohnungsbau aber
nur 9 Millionen Mark . Das Ministerium hat zu dem
Anträge 1 bislang noch keine Stellung genommen , und es
muß sich die Beschlußfassung Vorbehalten , ob und in wie weit
es von der Ermächtigung der Aufnahme der Anleihe Ge¬
brauch machen kann . Jedenfalls aber ist festzustcllcn , daß
auf die Dauer mit einer solchen Beordnung nicht fortge¬
fahren werden kann , wie Herr Albers  eben schon erklärt
hat . Wir kommen , wenn wir dauernd weit mehr auf An¬
leihe übernehmen für den Wohnungsbau , als durch die
Wohnungsabgabe aufgebracht wird , dahin , daß unsere
Schuldenlast lawinenartig anschwellen wird , und dafür die
Verantwortung zu übernehmen , wird nicht leicht sein. Ich
glaube daher , daß im nächsten Jahre andere Grundsätze aus¬
gestellt werden müssen , um die Mittel , die für den Woh¬
nungsbau bereit gestellt werden sollen , flüssig zu machen.
Es dürfen die Mittel nicht wieder in dieser übermäßigen
Höhe durch Anleihe ' aufgebracht werden , sondern in anderer

Weise . Ich will auch noch darauf Hinweisen , daß die Zinsen
und der Abtrag für die Anleihe , wenn wir auf diesem Wege
fortschreiten , letzten Endes der Grund - und Gebäudcsteuer
zur Last fallen , denn die Grund - und Gebäudesteuer ist im
wesentlichen die einzige Steuer , mit der wir unser Defizit
decken können . Ob das im Sinne des Landtages liegt,
meine Herren , will ich nicht weiter erörtern . Ich resümiere
also : Die Regierung wird sich Vorbehalten , ob und in wie
weit sie von der Ermächtigung Gebrauch machen wird , muß
aber die Erwartung aussprechen , daß jedenfalls im nächsten
Jahre nach einem ganz andern Modus gesucht und nicht
mit der Schuldenwirtschaft , wie sie durch diesen Antrag
erfolgt , weiter fortgefahren wird . Meine Herren , wenn
unsere Mark einmal steigen wird , dann werden wir mit den
erhöhten Anleihen eine sehr schwere Last bekommen , und es
liegt im Interesse einer gesunden Finanzgebarung , die wir
bislang befolgt haben , daß wir uns solch ungewissen Ver¬
hältnissen nach Möglichkeit nicht aussetzen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Müller.
Abg . Müller : Meine Dame und meine Herren ! Ich

bin mit dem Finanzminister einer Meinung , daß wir mit
dem Schuldenmachen nicht weiter fortfahren können , aber
weil die Not dazu zwingt , mußten wir dazu kommen . Im
nächsten Jahre werden Regierung und Landtag sich zu ver¬
ständigen haben , wie eine andere Lösung gefunden werden
kann . Dann möchte ich fragen , ob es nicht erforderlich ist,
daß das Anlcihegesetz zur zweiten Lesung eine Aendcruug
erfährt.

Präsident : Das Wort hat der Herr Finanzminister.
Minister vr . Driver : Das haben wir vorgesehen.
Präsident : Das Wort har Herr Abg. Kalkkuhl.
Abg . Kalkktthl : Meine Dame und meine Herren!

Nur wenige Worte . Ich möchte darauf Hinweisen , daß,
wenn der Landtag die Anträge , die hier zu dem Anträge
Albers  gestellt sind , annimmt , daß dann die Regierung
versuchen muß , das Geld möglichst bald zu beschaffen, denn
die baldige Hilfe ist in diesem Falle ganz sicher sehr drin¬
gend erforderlich . Es ist in sehr vielen Fällen so, daß die
Bauunternehmer sehr bedeutende Summen in ihre Geschäfte
hineingesteckt haben und heute von den Bauherren nicht die
erforderlichen Zahlungen erhalten können . Ich möchte drin¬
gend gebeten haben , wenn der Landtag die Anträge an¬
nehmen sollte , dann möglichst bald und schnell die Mittel
zur Verfügung zu stellen . — Daun ein anderes . Es ist
in Aussicht genommen , daß die Gemeinden durch 100 "/o
Zuschlag zur Steuer den Wohnungsbau fördern sollen . Ich
verkenne nicht , daß es eine Notwendigkeit ist , daß hier in¬
sonderheit von den Gemeinden wirksam geholfen werden muß.
Von vielen Gemeinden sind bereits große Opfer hierfür
aufgewendet . Immer wieder kommt e§ darauf hinaus , daß
die Gemeinden ungeheure Belastungen vom Reich und Staat
zudiktiert bekommen , denen gegenüber sie ratlos dastehen
werden . Ich möchte darauf Hinweisen , daß diese Förderung
des Wohnungsbaus unter Umständen eine Hemmung des
Wohnungsbaus sein kann . Viele Gemeinden , die in großer
finanzieller Not sind , werden sich überlegen , ob sie unter
diesen Umständen weitere Baukostenzuschüsse bewilligen können.



Es kann also gerade das , was man fördern will , ins
Gegenteil Umschlagen , was sehr zu bedauern wäre . Deshalb
möchte ich abraten , daß immer wieder und wieder neue Be¬
lastungen den Gemeinden auferlegt werden.

Präsident : Das Wort ist nicht weiter verlangt?
Ich schließe die Beratung . Wir kommen zur Abstimmung
über beide Anträge . Ich bitte die Abgeordneten , die die
Anträge annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Die Anträge sind angenommen,

i 4 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 3 über den selbständigen Antrag

res Abg . Wichmann , betr . den Entwurf eines Gesetzes
für den Landesteil Lübeck, betr . Aenderung des Gesetzes für
bas Fürstentum Lübeck, betr . die Gerichtskosten sowie die
Gebühren der Zeugen und Sachverständigen vom 13 . März

! 1903. 1 . Lesung.
Der Ausschuß beantragt:

Annahme des Gesetzentwurfs.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zu dem
Gesetzentwurf . Das Wort hat Herr Abg . Wichmann.

Abg . Wichmann : Meine Herren ! Mein Antrag ist
>veranlaßt durch die heutige große Geldentwertung , die auch
! im Reich und anderen Staaten zu einer Erhöhung der
: Gcrichtskostensätze geführt hat . Bei Annahme des Antrages
i wird dem Landesausschuß des Landesteils Lübeck eine Summe

von 680000 ^ zufließen . Ich bitte um Annahme meines
Antrages.

Präsident : Das Wort ist nicht weiter verlangt?
! Wir stimmen ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den
l Antrag des Ausschusses annehmen wollen , sich zu erheben.
! — Geschieht . — Der Antrag ist angenommen . Anträge
j zur zweiten Lesung erbitte ich mit Zustimmung des Land-
; lagcs innerhalb einer Stunde . Wenn es möglich ist , möchte
^ ich die zweiten Lesungen der Anträge Wichmann , Dörr

und Hug im Anschluß an die jetzige Tagesordnung noch
vornehmen . Natürlich nur , wenn es angängig ist . Even¬
tuell würde dann auch noch der zurückgestellte Antrag Lohse

i zur Abstimmung kommen . Das Wort hat Herr Abg . Har-
l tong (Birkenfeld ) zur Geschäftsordnung.
§ Abg . Hartong : Ich weiß nicht , ob es möglich sein
! wird, daß der Ausschuß sich innerhalb einer Stunde schlüssig

wird über den von der Negierung noch gestellten Antrag.
Präsident : Anträge zur zweiten Lesung sind inner-

^ halb einer Stunde zu stellen . Wenn der Berichterstatter
> den Antrag entgegengenommen hat und daraus entnimmt,
! daß der Ausschuß darüber wieder beraten muß , dann aller-
! dings wird ja die zweite Lesung nicht stattfinden können.
! Aber damit können die Anträge innerhalb einer Stunde
1 eingereicht werden.
! 5 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 3 , betr . den selbständigen An¬
trag des Abg . Dörr , betr . den Entwurf eines Gesetzes für
den Landesteil Oldenburg und Birkenfeld , betr . Aenderung
des Gesetzes für die Landesteile Oldenburg und Birkenfeld
dom 10 . August 1920 , betr . Aenderung des Gesetzes dom
2t . April 1906 , betr . Aenderung des Gesetzes vom 30 . De¬

zember 1899 über die Gerichtskosten und die Gebühren der
Zeugen und Sachverständigen . 1 . Lesung.

Der Gesetzentwurf ist in dem Anträge enthalten . Ich
eröffne die Beratung über den selbständigen Antrag und
den Antrag des Ausschusses . Das Wort ist nicht verlangt?
Ich schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten , die
den Antrag des Ausschusses annehmen wollen , sich zu er¬
heben . ,— Geschieht . — Der Antrag ist angenommen . Auch
hier erbitte ich Anträge zur zweiten Lesung innerhalb einer
Stunde.

6 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 3 über den selbständigen An¬

trag des Abg . Hug,  betr . Aenderung des Gesetzes vom
31 . März 1921 über die Gewährung von Tagegeldern und
die Vergütung von Reisekosten an die Abgeordneten zum
Landtage.

Der Ausschußbericht wiederholt den Antrag und stellt
dann den Antrag:

Annahme dcS Gesetzentwurfs in erster Lesung.
Ich brauche den Gesetzentwurf wohl nicht ganz zu verlesen.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge des Ausschusses
und zu dem selbständigen Anträge . Das Wort wird nicht
verlangt ? Ich schließe die Beratung und bitte die Abge¬
ordneten , die den Antrag annehmen wollen , sich zu erheben.
— Geschieht . — Der Antrag ist angenommen . Auch hier
bitte ich, Anträge zur zweiten Lesung innerhalb einer Stunde
herzugeben.

7 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 1 zu dem Gesetzentwurf , betr.

Aenderung des Volksschullehrerdiensteinkommensgesetzes vom
12 . Juli 1921 . 1 . Lesung.

Der Ausschuß beantragt im Antrag 1:
Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Antrag 2:
Der Landtag wolle die Eingaben

1. des Lehrers Weidhüner in Delmenhorst,
2 . des Oldenburger Landeslehrervereins für erledigt

erklären.
Ich eröffne die Beratung zu diesen beiden Anträgen und
zum Gesetzentwurf . Das Wort hat Herr Abg . Behlen.

Abg . Behlen : Meine Herren ! Wir sehen jetzt, daß
es damals richtig gewesen ist , die Volksschullehrer auch in
die allgemeinen Bestimmungen für Beamtenbesoldung und
in das Gruppensystem hineinzunehmen . Wo jetzt die Vor¬
lage geändert werden soll , ist es höchst einfach , da man sich
im allgemeinen auf die Bestimmungen der Beamten beziehen
kann . In Bezug auf den Ausschußbericht , Seite 1133,
erster Absatz , möchte ich einige Ausführungen machen . Es
sind jetzt nach der Beamtenbesoldungsvorlage für die mitt¬
leren Beamten eine Reihe weiterer Stellen in Gruppe 9
bis 10 und 11 geschaffen . Für die Lehrerschaft halte ich
es im allgemeinen für richtig , wenn wir der großen Zahl
der Lehrer helfen können , sie weiterbringen können . Infolge
dessen sind auch keine Anträge gestellt worden , eine Zahl
von Lehrern nach Gruppe 10 oder gar 11 zu bringen . Es
kommt darauf an , den Lehrern zu ermöglichen , daß sie in
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größerer Zahl als bisher nach 9 kommen können. Bisher
waren in Gruppe 9 etwa 10 °/» aller Lehrer, wie auch im
Bericht zum Ausdruck gekommen ist. Es ist im Ausschuß
zugegeben worden von seiten der Negierung, daß damit der
Prozentsatz der Stellen für die Obersekretäre, mit denen sie
gleichgestellt werden sollen, nicht ganz erreicht sei. Es soll
nachgeholfen werden, so daß die Lehrer in Zukunft in
Gruppe 9 denselben Prozentsatz erhalten. Ich nehme an,
daß bei Berechnung dieses Prozentsatzes die Stellen der
Obersekretäre in 10 und 11 herangezogrn werden. — Dann
in Bezug auf den zweiten Absatz, wo die Frage angeschnitten
ist, wie den früheren Lehrern mit Hauptletirergehaltzu helfen
sei, noch ein paar Worte. Es geht aus dem Bericht hervor,
daß der Regierungsvertreter es abgelehnt hat, über die Be¬
stimmung, die vor zwei Jahren zwischen Regierung und
Landtag getroffen ist, hinauszugchen. Das bedeutet, daß
die neuen Stellen , die die Lehrer jetzt in 9 bekommen, allein
die Hauptlehrer an den 1- bis Sklassigen Schulen bekommen
werden. Ich habe, da die Minderheit klein war, davon
abgesehen, einen Antrag zu stellen, möchte aber zum Aus¬
druck bringen, daß ich die Politik, die damit beschritten ist,
für unsere mehrklassigcn Schulen nicht ffir richtig halte.
Es wird dahin kommen, daß an einer achtklassigen Schule
ein alter Hauptlehrer sein wird und eine Reihe von jün¬
geren Lehrern. Heute zeigt sich das zwar noch nicht. Es
ist gesagt worden im Ausschuß, wenn das sich heute noch
nicht zeigt, haben wir keine Ursache, schon eine Aendcrung
vorzunehmen. Es wird richtig sein, den Gedanken nicht aus
dem Auge zu lassen. Ich freue mich als Hauptlehrer vom
Lande, daß die neuen Stellen besonders diesen zugute
kommen sollen. Trotzdem halte ich es als Hauptlehrer für
meine Pflicht, darauf hinzuweisen, daß nach meiner Ueber-
zeugung damit die Klassenlehrer nicht zu ihrem Rechte kommen.
Es ist ja gesagt worden, eine kleine Zahl soll weiter hinein
in Gruppe 9. Bisher haben sämtliche Hauptlehrcr mit
Hauptlehrergehalt in 8 gestanden. Wir werden auf die
Frage noch zurückkommen müssen. Wenn man darauf zurück¬
geht, daß von den Obersekretären V« nach 9 kommt, so
glaube ich, daß damit auch die Voraussetzung gegeben ist
für das */s der Lehrer nach 9. Das waren 16 bis 17 °/o,
und ich möchte die Staatsregierung um Auskunft bitten,
ob sie mit diesem Gedanken einverstanden ist, daß also V<-,
aller Lehrer nach 9 kommen soll. (Ja .)

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Albers.
Abg. Albers : Meine Herren! Herr Behlen  hat

schon von den Verhandlungen im Ausschuß gesprochen, die
dahin gehen, auch den Klassenlehrern die Aufrückungs-
möglichkeit nach 9 zu geben. Meine Herren, ich bedaure,
daß man im Ausschuß nicht über das Stadium der Er-
Wägungen hinausgekommen ist und nicht zu einem bestimmten
Vorschläge gelangt ist. Ich halte es für notwendig, daß
im Interesse der größeren Schulsysteme eine Möglichkeit
geschaffen wird, die auch den Klassenlehrer nach 9 auf¬
rücken läßt. Ich halte es auch deswegen für zweckmäßig,
das zu tun, weil damit eine gewisse Verpflichtung gegen
die früheren Lehrer mit Hauptlehrergehalt erfüllt würde.
Meine Herren, ich habe bereits früher, vor einem Jahre,
im Ausschuß den Gedanken vertreten, doch sogenannte

Konrektorstellen einzurichten, jetzt spricht man von stellver¬
tretenden Rcktorenstellen. Nachdem bei den höheren Schulen
die stellvertretenden Studiendirektorstellen geschaffen sind
scheint nichts näher zu liegen, als daß man bei den Volks¬
schulen dasselbe macht. Mit viel mehr Ursache und Grund
muß das geschehen deswegen, weil ganz erhebliche schul¬
politische Gründe vorliegen, viel mehr als bei den höheren
Schulen. Deshalb kann es nichts anderes geben, als daß
man bei den Volksschulen dazu übergeht, sogenannte stell¬
vertretende Rektorenstellen zu schaffen und damit für den
Klassenlehrer die Möglichkeit schafft, nach Gruppe 9 zu
kommen. Das bedingt selbstverständlich eine Aendcrung des
Gesetzes. Ich werde zur zweiten Lesung diese Aendcrung
des Gesetzes beantragen.

Präsident : Das Wort hat Herr Geheimratv. Finckh.
Geh. Oberregierungsrat V. Finckh : Meine Herren!

Ueber die Angelegenheit, über die eben gesprochen ist, ist
schon viel nachgedacht und geredet worden. Auch im Aus¬
schuß ist darüber verhandelt worden. Es ist eine sehr
schwierige Frage, in welcher Weise eine Regelung stattfinden
soll. Nach langen, sehr langen und schwierigen Verhand¬
lungen ist im vorigen Jahre eine Einigung erzielt nach der
Richtung hin, daß grundsätzlich das Hauptgewicht auf das
Vorrücken der Hauptlehrer zu legen sei und daß dem¬
gegenüber die sogenannten Klassenlehrer zurücktreten müssen.
Diese Entscheidung ist gefallen, indem eine Uebergangs-
bestimmung geschaffen ist, wonach Lehrer mit Hauptlehrer¬
gehalt in einem gewissen Alter auch aufrücken können.
Wenn jetzt versucht wird, einen anderen Maßstab zu finden,
so muß ich sagen, daß es bisher noch nicht gelungen ist,
einen Weg wirklich zu beschreiten, der allseitig«! Befriedigung
schafft und die vorjährige Grundlage unangetastet läßt.
Ich muß namens der Regierung bitten, vorläufig, bis
wirklich ein gangbarer Weg gefunden ist, es bei dem zu
belassen, was aus dem Äusschußbericht sich ergibt und
Aenderungen abzulehnen. Die Ausführungen des Herrn
Behlen  nötigen mich zu einigen weiteren Bemerkungen.
Es ist richtig, daß die Einstufung bisher nicht ganz überein¬
stimmt mit der der Beamten. Der Vergleich ist aber sehr
schwer vollständig durchführbar, und zwar deshalb, weil bei
der Berechnung der Lehrer bisher die widerruflich ange-
stellten Lehrer mitgezählt sind, während bei den Beamten,
die Diätare nicht mit gerechnet werden. Trotzdem soll,
wie bisher, an sich der Maßstab bestehen bleiben. Aber
wenn ich auch im Ausschuß erklärt habe, daß nach Gruppe9
derselbe Prozentsatz einrücken soll wie bei den Beamten, so
darf nicht vergessen werden, daß das Gesamtverhältnis der
Sechstelung nicht überschritten werben darf. Es wird sich
bei der Berechnung demnächst ergeben müssen, wie die
Gesamtzahl sich stellt. Sodann möchte ich noch darauf
Hinweisen, daß dieser Maßstab der Sechstelung sich nur auf
das Aufrückungsverhältnisder Gruppen 1, 2 und 3 identisch
mit den Beamtengruppen 7, 8 und 9 bezieht, daß diejenigen
von den Beamten, die in Gruppe 10 und 11, wo keine
Aufrückungs- , sondern Beförderungsstellen sind, nicht in
Betracht kommen. Aber wie gesagt, es wird sich im jetzigen
Augenblick etwas Bestimmtes weiter darüber nicht sagen
lassen, ich kann nur namens der Staatsregierung erklären,
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daß der Grundsatz festgehalten und durchgeführt werden
wird, daß die Lehrer grundsätzlich in derselben Weise be¬
handelt werden sollen , wie die Beamten . Wie es sich
rechnungsmäßig weiter regelt , muß sich finden , wenn die
Zahlen vorliegen.

Präsident : Das Wort wird nicht mehr verlangt?
Ich schließe die Beratung . Wir stimmen über die Anträge 1

! und 2 ab . Ich bitte die Abgeordneten , die die Anträge 1
^ und 2 annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —

Die Anträge sind angenommen . Anträge zur zweiten Lesung
bitte ich bis 4 Uhr einzubringen.

8 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 1 über die Eingabe des Kauf¬

manns Heinrich Arlinghans und des Kolonisten Martin
»an Handorf , betr . Aufnahme ihrer Knaben in die Töchter¬
schule i» Damme.

^ Der Ausschuß beantragt:
! Der Landtag wolle über die Eingaben zur Tages-
1 orduung übergehen.
^ Ich eröffne die Beratung über den Antrag des Ausschusses
j und über die Eingaben . Da niemand das Wort wünscht,
> schließe ich die Beratung . Wir stimmen ab . Ich bitte die
! Abgeordneten , die den Antrag des Ausschusses annehmen

wollen, sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist
angenommen.

i 9 . Gegenstand ist der
^ Bericht des Ausschusses 1 über die Eingabe der Laudes-
; bersichernngsanstalt Oldenburg sowie über die Eingabe des
! Landesrats Seelmann - Eggebert in Oldenburg um Gleich-
! stellung mit den preußischen Landesräten.
! Der Ausschuß stellt den Antrag 1:
! Der Landtag wolle beschließen , die Eingabe , soweit

sie die Stellcnregelung der Gruppen 7 bis 9 , mit
der Ausrückung eines Beamten nach 10 betrifft , der

^ Regierung im Sinne der gemachten Vorschläge des
Ausschusses zur eingehenden Prüfung zu überweisen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 2:
- Die Eingaben als durch die Erklärung der Regierung

für erledigt zu erklären.
Ich eröffne die Beratung zu diesen beiden Anträgen und
zu den beiden Eingaben . Das Wort hat der Berichterstatter,
Herr Abg . Heitmann.

Abg . Heitmann : Ich beziehe mich auf meinen Bericht
und möchte die Regierung bitten , die Sache in wohlwollender
Weise zu prüfen.

Präsident : Das Wort wird nicht weiter verlangt?
> Ich schließe die Beratung . Wir stimmen über beide An¬

träge ab . Ich bitte die Abgeordneten , die die Anträge an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Die Anträge

! sind angenommen.
10 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 1 über die Eingabe des Tauz-

! lehrers P . Schmuck in Rüstringeu.
! Der Ausschuß beantragt:
! Der Landtag wolle die Eingabe durch Uebergang
I zur Tagesordnung für erledigt erklären.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zu der
Eingabe . Das Wort wird nicht verlangt ? Ich schließe
die Beratung und bitte die Abgeordneten , die den Antrag
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der
Antrag ist angenommen.

11 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 1 zur Eingabe des Oldenburger

Landbundes e. V , betr . Abwanderung landwirtschaftlicher
Arbeitskräfte nach Holland.

Der Ausschuß stellt den Antrag 1:
Uebergang zur Tagesordnung,

und den Antrag 2:
Der Landtag wolle die Eingabe des deutschen Land¬
arbeiterverbandes für erledigt erklären.

Ich eröffne die Beratung zu diesen beiden Anträgen . Das
Wort hat Herr Abg . Heitmann.

Abg . Heitmann : Gestatten Sie mir zu der Angele¬
genheit einige Worte ! Die Eingabe des Landbundes gibt
die Anregung , die Erschwerung der Auswanderung mit der
holländischen Regierung zu regeln und auf der anderen Seite
zu versuchen , die Zuwanderung an sich nach Möglichkeit zu
verhindern . Der Ausschuß hat sich einstimmig auf den
Standpunkt gestellt , daß die Eingabe verfassungswidrig ist,
und deshalb der Eingabe keine Folge geben können . Und
ich darf Wohl annehmen , daß auch hier im Landtag die
Angelegenheit durch einstimmigen Beschluß auf Uebergang
zur Tagesordnung erledigt wird.

Die Veranlassung , mich zum Wort zu melden , sind die
Ausführungen , die bei einer anderen Gelegenheit über die
Verhältnisse der landwirtschaftlichen Arbeiter gemacht worden
sind und die meines Erachtens nicht unwidersprochen bleiben
können . Ich bin damals nicht auf die Ausführungen des Herrn
Abg . Behlen sowohl , als wie des Herrn Ministerpräsidenten
eingegangen , weil es mißlich ist , mit bloßen Zahlen zu
operieren , wenn man nicht tatsächliche Unterlagen für die
Angaben zur Hand hat . Der Herr Ministerpräsident hat
damals darauf hingcwiesen , daß es für die oldenburgischen
Verhältnisse nicht möglich sei, Tarifverträge mit den land¬
wirtschaftlichen Organisationen und den Arbeitgebern abzu-
schließcn . Wir sind durchaus anderer Meinung . Ich be¬
dauere die Ausführungen deS Herrn Ministerpräsidenten
nach dieser Richtung hin und möchte bitten , daß die Frage
nochmals eingehend seitens des Herrn Ministerpräsidenten
nachgeprüft wird . Wie notwendig es unseres Erachtens ist,
die Frage der tariflichen Regelung der Löhne vorzunehmen,
ergibt sich aus einer offiziellen Zusammenstellung über
Löhne in der Landwirtschaft , die in den letzten Tagen ge¬
macht worden ist . Herr Kollege Behlen hat hier Angaben
gemacht über die Löhne des Dienstpersonals der Landwirt¬
schaft . (Abg . Müller : Gehört nicht zur Sache .) Das
gehört wohl zur Sache . ES handelt sich darum , welcher
Bedarf an landwirtschaftlichen Arbeitern besteht und ob dieser
Bedarf befriedigt werden kann , sowie ob die Abwanderung
der Arbeiter die Landwirtschaft schädigt . Da ist es nötig,
bei dieser Gelegenheit darauf hinzuweisen , welchen Ursachen
diese Abwanderung zuzuschreiben ist . Und um dies klar
zu stellen , habe ich das Wort genommen . Herr Abg.
Behlen hat also bei der betreffenden Angelegenheit darauf
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hingewicsen , daß sehr hohe Löhne innerhalb der Landwirt¬
schaft bezahlt werden und hat dabei etwa ein halb Dutzend
Angaben gemacht . Ich bezweifle gar nicht , daß auch solche
Löhne in der Landwirtschaft Vorkommen , wie sie der Abg.
Behlen angegeben hat . Es kommt aber darauf an , welche
durchschnittlichen Lohnverhältnisse in der Landwirtschaft be¬
stehen . Die Berichte der Krankenkassen über die Löhne der
zur Anmeldung kommenden Personen aus der Landwirtschaft
besagen etwas anderes . Und ich möchte den Herrn Minister¬
präsidenten bitten sich einmal offizielle Berichte der Land¬
krankenkassen geben zu lassen , damit er einen Einblick ge¬
winnt , wie tatsächlich die Lohnverhültüisse der Knechte,
Mägde und Landarbeiter sind . Ich habe einen Auszug
einer Landkrankcnkasse . Bei der sind 2212 Personen ver¬
sichert . (Ministerpräsident Tantzen:  Wann ?) Eine Fest¬
stellung von Mai dieses Jahres . Es sind da die Lohn¬
verhältnisse von 2212 Personen festgestellt . Die ergab
folgendes Bild . 938 zur Anmeldung gekommene Personen
haben ein Einkommen bei freier Station bis zu 1000 ^
(Hört ! Hört ! Abg . Dannemann:  Wie alt sind die ?)
Ucber 1000 bis 2000 ^ haben 694 Personen , lieber
2000 bis 3000 ^ haben 304 Personen , lieber 3000 bis
4000 ^ haben 140 Personen , lieber 4000 bis 5000 ^
haben 58 Personen . Ueber 5000 bis 6000 ^ haben 39
Personen , lieber 6000 bis 7000 ^ haben 7 Personen,
lieber 7000 bis 8000 ^ haben 18 Personen . Ueber
8 bis 9000 ^ haben 3 Personen . Ucber 9 bis 10000^
haben 4 Personen . Ueber 10 bis 12000 haben 4 Per¬
sonen und über 12 bis 18000 ^ haben 3 Personen . Es
war in der Kürze der Zeit nicht möglich , nach Alter und
Geschlecht die Verhältnisse festzustellen . Ich glaube aber,
nachdem diese Zahlen vorgetragen sind , ist eine solche nähere
Feststellung über die Lohnverhältnisse für das Haus hier
nicht nötig . Die Feststellung umfast sämtliche zur Anmel¬
dung gekommenen Knechte , Mägde , Stützen , Eleven und Ver¬
walter . Die zur Anmeldung gekommenen landwirtschaftlichen
Arbeiter haben einen Tagelohn von 30 bis 70 Daneben
freie Kost . So , wie hier die Lohnverhältnisse sind , zeigen
sie ein äußerst tiefes Bild ganz unbefriedigender Löhne.
Das liegt aber nicht nur hier vor , sondern daß wird nach
den Ausführungen aller Krankenkassen dasselbe sein . Ich
möchte den Herrn Ministerpräsidenten daraus Hinweisen , daß
bei dem Arbeitsnachweis in Jever 16 Knechte zu Mai als
arbeitslos gemeldet sind . Diese haben in der Landwirtschaft
gegen auch nur einigermaßen befriedigende Löhne keine
Stellung erhalten können und sind deshalb zur Industrie
übergegangen . Von anderen Arbeitsnachweisen wird geklagt,
daß die älteren Knechte immer mehr und mehr zur Entlassung
kommen und dafür jüngere Knechte eingestellt werden . Es ist
festgestellt worden , daß ausdrücklich der Wechsel der Arbeits¬
stelle auf Veranlassung des Arbeitgebers im allgemeinen
stattfindet . Ich gebe durchaus zu , daß es Lohnvcrhältnisse
in der Landwirtschaft gibt , die günstig sind . Aber diese
offizielle Feststellung der Lohnverhältnisse zeigt doch, wie im
allgemeinen durchaus unbefriedigend die Löhne sich in der
Landwirtschaft stellen . Ich bin der Meinung , es ist eine
Notwendigkeit , daß der Herr Ministerpräsident Lohnfeststel¬
lungen macht und auf Grund dieser tatsächlichen Verhält¬
nisse dann seine Anschauungen über die Tarifgegnerschaft

korrigiert . Die Verhältnisse in der Landwirtschaft lassen
sich nur besser gestalten , wenn die landwirtschaftlichen Ar¬

beiter sich in einer landwirtschaftlichen Organisation zu-
sammcnschließen . Die landwirtschaftliche Organisation der

Arbeiter hat dann zur notwendigen Folge , daß Tarifver¬
träge abgeschlossen werden . Tarifverträge lassen sich auch
in der Landwirtschaft abschlicßen . (Zuruf : Nein , können

sie gar nicht .) Wenn Sie das so hinwerfen , daß dies nicht
geht , so zeigt das nur , daß Sie über die Frage gar nicht
nachgedacht haben . Sonst würden Sie wissen müssen , daß.
Tarifverträge in der Landwirtschaft in größerer Zahl bereits
abgeschlossen sind auch dort , wo ähnliche Verhältnisse wie
hier in der oldenburgischcn Landwirtschaft vorliegen . ES
kommt darauf an , durch Tarifverträge den Mindestloh,i ftst-
zusetzen , der zu zahlen ist . Dabei lassen sich die Nebenum¬
stände , Naturallieferung usw . sehr wohl berücksichtigen.

Ich habe diese Ausführungen im wesentlichen deshalb
gemacht , um dem Herrn Ministerpräsidenten Gelegenheit zu
geben , sich über die tatsächlichen Lohnverhältnisse innerhalb
der Landwirtschaft zu orientieren und um ihn zu veran¬
lassen , seine Stellungnahme , die wir als eine durchaus land¬
arbeiterfeindliche ansehen müssen , zu korrigieren . Land-
arbeiterfeindlich ist sie ungewollt deshalb , weil er den Ab¬
schluß von Tarifverträgen durch seine Ausführungen ver¬
hindert hat oder wenigstens die Gefahr vorliegt , die Durch¬
führung von Tarifverträgen zu verhindern.

Präsident : Der Herr Ministerpräsident hat das Wort..

Ministerpräsident Tantzen : Es ist mir heute erst zum
Bewußtsein gebracht worden , daß meine Ausführungen , die
ich von dieser Stelle mache , derartigen Einfluß haben , daß
sie Tarifverträge in der Landwirtschaft verhindern oder
fördern können . M . H . ! Tarifverträge sind freie Wirt¬
schaftsverträge , zu denen der Staat gar nichts zu sagen hat.
Wir haben uns nur damit beschäftigt , als an uns herange¬
treten wurde , daß wir den einen Teil , nämlich die Arbeit¬
geber , zwangsweise organisieren und zum Abschluß von
Tarifverträgen zwingen sollten . Das haben wir selbstver¬
ständlich abgelehnt und haben gesagt , daß in der Land¬
wirtschaft sich die Sache ebenso wie in anderen Berufen
entwickeln müsse . Organisation auf der einen , Organisation
auf der anderen Seite . Und wenn die Arbeitnehmer zu
einer Organisation kommen mit dem Einfluß , daß sie die
Arbeitgeber in der Landwirtschaft zum Abschluß von Tarif¬
verträgen bringen können , so wird die Staatsregicrung selbst¬
verständlich dagegen ebensowenig etwas tun , als sie zu den
heutigen Zuständen etwas tun kann . Ich habe nur gesagft
daß die wirtschaftlichen Verhältnisse in der Landwirtschaft
in Oldenburg anders gelagert sind als in den Gegenden,
wo man auf der einen Seite Arbeitgeber hat und auf der
anderen Seite landlose Arbeiter , die auch ihrerseits ihre
Kinder wieder als landlose Arbeiter in die Landwirtschaft
dcS Arbeitgebers hineinbringen . Hier ist der Aufstieg mög¬
lich, und zwar auf der Geest wie in der Marsch . Und es
bleibt ein verhältnismäßig kleiner Rest übrig , der nicht nur
als Arbeitnehmer , sondern auch als landwirtschaftlicher Klein-
unternchmer unmittelbar interessiert ist.

Ich muß allerdings sagen , daß ich überrascht bin über
die niedrigen Löhne , die Herr Heitmann  hier festgestellt
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hat in der Krankenkasse . Und icki will gern der Anregung
solgen, weil es mich außerordentlich interessiert , mal bei den
übrigen Landkrankenkassen festzustellcn , wie dort wohl die
Lohnverhältnisse sind . Daß hier tatsächlich nur ein kleiner
Bruchteil von Arbeitnehmern — und das ist der ganze
Amtsverband Oldenburg , wie ich annehme — über 3000 ^
Lohn hat , das ist mir unverständlich . Wenn das zutrifft,
muß ich allerdings sagen, sind hier die Löhne außerordent-

! lich viel niedriger , als in den nördlichen Bezirken des Landes.
! lind ich habe neben diesen Ausführungen des Herrn Heit»
! mann seinerzeit folgende Ausführungen gemacht , die mir
i viel entscheidender zu sein scheinen . Sie müssen den Natu-
j ralwertlohn haben . Das ist das Richtige . (Sehr richtig !)
^ DaS soll die Landwirtschaft , die als Verpächter eine Na-
^ turalpacht hat . Der Staat nimmt sie. Der Arbeitnehmer,
i der seine Arbeitskraft an einen Landwirt verkauft , muß den
! Naturalwertlohn haben . Und wenn Sie den zu Grunde

legen, dann kommen Sie zu Zahlen , die wahrscheinlich auch
Ihnen angemessen erscheinen.

Zu der Eingabe des Landbundes will ich nur sagen,
daß ich hoffe , daß der Herr Regierungsvertreter im Ausschuß
mit aller Deutlichkeit erklärt hat , daß eine solche arbeit¬
nehmerfeindliche Haltung , die hier vom Landbunde bekundet
wird, unter keinen Umständen von der Regierung mitzu-

! macken ist . Nicht nur deshalb , weil hier ein Reichsgesetz
' betreffend die Freizügigkeit beschränkt werden soll , sondern
^ weil es den ganzen Charakter kennzeichnet , daß man durch
! gesetzliche Maßnahmen Menschen , die nur ihre Arbeitskraft
l zu verkaufen haben , Bindungen auferlcgen will , die man
I den Unternehmern nicht auferlegt . Die Regierung weist mit
! Entrüstung zurück , daß etwas derartiges beim Landtag be-
l antragt werden kann.

j Präsident : Herr Abg. Dannemann  hat das Wort.
I Abg . Dannemann : Ich muß mich wundern , daß es
^ im Landtag noch Leute gibt , die glauben , die Löhne fest-
! stellen zu können aus den Listen der Landkrankenkassen,
l Jeder , der einigermaßen unterrichtet ist , wird wissen , daß
' das, was dort steht , unter keinen Umständen maßgebend
i sein kann . Herr Abg . Heitmann  muß wissen , wie daS
! mit den Dienstboten ist . Die Dienstboten müssen , wenn sie

krank sind , ins Krankenhaus gebracht werden . Sie selbst
^ drängen darauf , wenn sie sich vermieten . Unter keinen Um¬

stünden bin ich damit einverstanden , wenn der Lohn offen
ausgesprochen wird für die Krankenkasse . Ich bedaure , daß
das so ist , aber so ist es doch. Das weiß Herr Heit¬
mann  auch . (Unruhe .) Herr Heitmann  hat heute durch
seine Ausführungen den Krankenkassen wohl einen Dienst

i erwiesen, aber den Dienstboten selbst einen sehr schlechten
! Dienst. Die haben gar kein Interesse daran , daß sie hoch
j versichert sind , weil sie gar keine Krankengelder beziehen,
j sondern im Krankenhaus verpflegt werden . Es ist selbstvcr-
i stündliche Pflicht der Arbeitgeber , die Löhne richtig anzu-
! geben. Und ich bedaure , daß daS nicht geschieht. Aber es
l geschieht nicht aus den Gründen , wie Sie glauben . (Zuruf:

Weil Sie immer mogeln .) Nein , die Not ist so groß . Die
Landwirte können keirw Dienstboten mehr kriegen . Wenn
die Arbeitgeber die Lohnsätze richtig angeben , muß ein der¬
artig hoher Beitrag an Krankengeld bezahlt werden , daß

Sterrogr. Berichte, tl . Landtag, 6. Versammlung.

die Dienstboten nicht zahlen wollen und bei dem Bauern
ohne weiteres den Dienst aufgeben.

Präsident : Herr Abg. Behlen  hat das Wort.
Abg . Behlen : Ich darf vielleicht als Neutraler ge¬

wissermaßen auch ein paar Worte sagen . (Unruhe .) Neu¬
tral deshalb , weil ich nicht der Landwirtschaft direkt ange¬
höre . Ich habe mich dem einstimmigen Ausschußantrag an¬
geschlossen und zwar aus dem Grunde , weil der Landbund
uns einen verkehrten Weg angibt . Dieser Weg konnte nicht
beschritten werden . Andrerseits aber weiß ich, daß die
Dienstbotennot auf dem Lande und die Landflucht außer¬
ordentlich groß sind . Und wenn uns die Landbundeingabe
einen gangbaren Weg gewiesen hätte , so wäre die Eingabe
vielleicht nicht in dieser Weise erledigt worden.

Jnbezug auf die Löhne ein paar Worte . Die Land¬
flucht ist keineswegs allein auf die Lohnfrage zurückzuführen.
Da sprechen nock eine ganze Reihe weiterer Gründe mit,
z. B . auch der Grund , daß der Arbeiter in der Industrie
nachmittags 4 Uhr zu Hause ist . Da ist er sein eigener
Herr . Er kann weiteren Nebenverdienst sich suchen oder im
eignen Betrieb arbeiten . Es ist kurz gesagt eine größere
Freiheit , die ihn hinaustreibt aus der Landwirtschaft in die
Industrie . Die Löhne , die heute im Ausland gezahlt werden,
z. B . in Holland , können hier im Lande nicht gezahlt
werden . Und ich möchte sagen , auch die Löhne , die die
Industrie heute zahlt — wir haben in Stedingen außer¬
ordentlich unter der Landflucht zu leiden — die von der
Industrie gezahlt werden , würden auch nicht ohne weiteres
gezahlt werden können . Wenn der Landwirt einen Knecht
hat , von dem er unter allen Umständen weiß , daß er sein
Interesse mit größter Pflichttreue vertritt , so wird er ihm
einen ganz anderen Lohn zahlen , als es vielfach geschieht.
Wenn da alles in Ordnung wäre , würden wir auch in der
Lohnfrage schon weiter gekommen sein.

Ich wundere mich auch über das Material des Herrn
Abg . Heitmann.  Ich habe derartige Löhne überhaupt
nicht feststellcn können . Ich habe mich auch auf der Geest
danach umgesehen . Ich habe die Fälle untersucht , die Herr
Abg . Krause  neulich angegeben hat , bin aber zu einem
ganz anderen Resultat gekommen . Ich werde demnächst noch
weiteres Material Vorbringen , dann werden Sie sehen , mit
was für Material Herr Krause  sich abgibt . — Ich möchte
keine Verdächtigungen aussprechen , wundere mich aber außer¬
ordentlich über das Material von Herrn Heitmann.  Ich
habe derartige Löhne nirgends feststellen können.

Präsident : Herr Abg. Krause  hat das Wort.
Abg . Krause : Die ganze Angelegenheit ist soweit ge¬

diehen , daß man zu der Frage einmal Stellung nehmen
muß , die von dem Herrn Ministerpräsidenten verneint ist,
und das ist die : Ist es möglich , eine Vereinbarung zwischen
den Organisationen zu treffen , um so eine Regelung der
Arbeitsmarktes herbeizuführen ? Da wird gesagt , in Olden¬
burg ist es nicht möglich , weil hier der landlose Arbeiter
weniger in Erscheinung tritt . Wir haben doch die Gruppe
der Dienstboten , die darauf angewiesen ist . nur ihre Löhne
festgesetzt zu erhalten . Bisher bekommen sie einseitig vom
Arbeitgeber den Lohn festgesetzt. Das ist ein Zustand , der
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sich als nicht haltbar erwiesen hat . Es ist einfach nicht
möglich und durchzuführen , daß der Arbeitgeber von selbst
daran denkt, eine anständige Bezahlung zu geben . Wenn
gesagt wird , in Oldenburg können keine Tarife geschaffen
werden , so wird eS den Herrn Ministerpräsidenten inter,
essieren , daß wir jetzt für das Moorgebiet um den Hunte-
Emskanal die ersten Tarife abgeschlossen haben . (Minister¬
präsident Tantzen : Ich habe nichts dagegen .) Der Herr
Ministerpräsident hat recht , wenn er sagt , es werde keine
Negierung imstande sein , Tarife einzuführen . Aber wir
bedauern , daß man hier von höchster Stelle den Landwirten
den Rücken gestärkt hat und hat ihnen gesagt : Tarife sind
«in Unding . Nein , sie sind und müssen getätigt werden in
der Landwirtschaft , wenn überhaupt die Möglichkeit bestehen
soll , den Arbciterstand zu erhalten . Es gibt noch etwas
anderes , und das ist der Einfluß auf daS Arbeitsnachweis¬
wesen . Wir müssen verlangen , daß der Facharbeitsnachweis
für die Landwirtschaft unbedingt geschaffen wird . Denn
wie die Dinge jetzt liegen , daß die Arbeitgeber jeden organi¬
sierten Arbeiter , der mehr Lohn haben will , einfach entlassen
— und ich könnte Ihnen Fälle nennen , so viel Sie wollen,
daß kein Arbeiter auf dem Lande eS wagt , überhaupt Löhne
zu fordern . (Widerspruch .) Sie wagen es nicht , ihre For¬
derung zu unterbreiten . (Zuruf : Das ist Uebertreibung .)
Sie nehmen ja alles , was nicht in Ihren Kram paßt , für
Uebertreibung an . Aber es ist keine Uebertreibung . Die
Arbeitsvermittlung muß durch den Ausschuß geregelt werden,
der es in der Hand hat , die Landwirte zu zwingen , Kräfte
zu beschäftigen . Man darf nicht Eleven anstellen . (Zuruf:
Können ja keine kriegen !) Es ist so schlimm , daß Leute
arbeitslos herumlaufen . Z . B . in Ostfriesland sind tausend
arbeitslos . Es müssen Tarife getätigt werden . Die Regierung
hat uns furchtbar geschadet dadurch , daß sie erklärt hat,
Tarife wären ein Unding . Es ist auch vom Herrn Minister¬
präsidenten gesagt worden , die Jahreslöhne müssen abge¬
schafft werden . Das ist eine der ersten und notwendigsten
Forderungen der Arbeitnehmer in der Landwirtschaft . Der
Dienstbote , der einen Jahresvertrag abgeschlossen hat , begibt
sich jedes Rechts der Anrufung des Schlichtungsausschusses,
des Rechts , was jedem Arbeiter gewährt ist . Sind wir vor
den Schlichtungsausschuß gekommen mit derartigen Leuten,
dann wurde gesagt : Es besteht ein Arbeitsvertrag für ein
Jahr , infolgedessen ist der Schlichtungsausschuß nicht im¬
stande , einznschreiten . Die gesamten Dienstboten sind also
rechtlos , trotzdem die Verpflichtung besteht durch die vor¬
läufige Landarbeitsordnung , daß die Arbeitgeber sich mit
den Arbeitnehmern über die Löhne auseinander zu setzen
haben . Das muß geändert werden , und zwar entweder
in der Form , daß die Arbeitsnachweise Verträge zugestellt
bekommen , die bei Vermietungen ausgefüllt werden müssen
dahin , daß jederzeit eine Revision auch der Dienstbotenlöhne
eintretcn kann , oder es müssen die Jahreslöhne abgeschafft
werden . Das können nur die Organisationen machen . Die
Landarbeiter schließen nur deshalb sich nicht zusammen,
weil Sie sie daran verhindern . Wenn eine Versammlung
angesetzt und durch Anschlagszettcl bekannt gemacht wird,
dann klettern die Herren auf die Bäume und holen die
Zettel wieder herunter . Das beweist ihre Feigheit . Sie
sind nicht in der Lage , offen und ehrlich jedem entgegenzu¬

treten . Wenn in der Zeitung ein Inserat steht : „hier und
dort findet eine Versammlung der Dienstboten statt " , dann
bekommt kein Dienstbote eine Zeitung . Alle diese Reden
im Landtag werden auch nichts daran ändern . Ich habe
nur bedauert , daß der Herr Ministerpräsident eine derartige
Stellung eingenommen hat . Er erklärt nun wieder , daß
dir Naturalwertrente zu Grunde gelegt werden sollte bei
den Löhnen . Wie will man das machen ohne tarifliche
Vereinbarung ? Können Sie mir einen Weg zeigen ? Zs
besteht gar kein Recht dafür . Aber wir können Ihnen
Vorschläge machen und werden das demnächst tun , wenn
man die Deputathöhe festsetzcn will . Es kann nur in Form
von Tarifverträgen geschehen . Die Zustände lassen sich
gar nicht so kraß schildern , wie sie in Wahrheit sind . Und
wenn Herr Abg . Behlen erklärt hat , er habe meine Fälle
nachgeforscht , so bezweifle ich das . Haben Sie nicht tat¬
sächlich das erfahren , was ich gesagt habe ? Der Landbund
hat auf Grund meines Eingreifens jetzt andere Löhne ver¬
einbart . Jedenfalls sage ich, das sind nicht die Einzelfälle,
die ich vorgetragen habe . Bei derartigen unverschämten
Eingaben wie die des Landhundes muß man sich immerhin
freuen , daß im Ausschuß wenigstens ziemlich einmütig die
Ansicht herrscht , daß derartige Zwangsmaßnahmen nicht
gut geheißen werden können.

Präsident : Mit der Bitte, nicht allgemeine Lohn¬
debatten eröffnen zu wollen , gebe ich das Wort Herrn
Abg . Heitmann.

Abg . Heitmann : Es ist richtig , daß man die Arbeit¬
geber und die Arbeitnehmer in der Landwirtschaft sowohl
als in den anderen Berufen zu Tarifen nicht zwingen kann.
Darauf kommt eS auch nicht an . Die Stellungnahme des
Herrn Ministerpräsidenten ist deshalb von mir als arbeiter¬
feindlich bezeichnet worden und von uns auch als arbeiter¬
feindlich aufgcfaßt , weil durch die Aeußerung des Herrn
Ministerpräsidenten der Abschluß von Tarifverträgen selbst
da , wo man sich näher gekommen ist und Neigung zum
Abschluß von Tarifverträgen hatte , dies durch die Aeußerung
des Herrn Ministerpräsidenten erschwert ist . Man wird
zu Tarifverträgen kommen , wenn auch die Organisationen
der Arbeiter auf dem Lande so stark geworden sind , daß
sie die Arbeitgeber zwingen , Tarifverträge einzugehcn . Ich
glaube aber , es ist nicht wünschenswert , daß es erst zu
einer Kraftprobe kommt . Es wäre eine segensreiche Auf¬
gabe , wenn sich die Regierung dazu entschließen könnte , da,
wo die Neigung zum Abschluß von Tarifverträgen besteht,
wo man zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer sich verstehen
lernte , den Abschluß von Tarifverträgen zu fördern . Die
Stellung des Herrn Ministerpräsidenten habe ich als arbeiter¬
feindlich bezeichnet , weil er durch seine Stellungnahme , durch
die Erklärung , daß für die oldenburgischen Verhältnisse
Tarifverträge nicht möglich sind , die Arbeitgeber in ihrer
Abneigung moralisch gestärkt hat . Ich hätte gewünscht , er
wäre neutraler geblieben.

Die Ausführungen des Herrn Abg . Dannemann  sind
interessant . Er sagt , ich hätte wissen müssen , daß die
Arbeitgeber die Krankenkasse betrügen . (Abg . Dannemann:
Habe ich den Ausdruck „ betrügen " gebraucht ?) Das ist
doch die einfache Schlußfolgerung Ihrer Ausführungen!
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!Knn die Arbeitgeber die Löhne mit der Absicht falsch an¬
geben, um nicht dem Lohn entsprechend Beiträge zu bezahlen,
dann ist doch der Ausdruck durchaus berechtigt. Die Kranken-
fasse wird durch die falschen Angaben betrogen. Ich habe
das von den Arbeitgebern bisher nicht angenommen. Herr
Dannemann  mag diejenigen, die mit ihm zusammen-
gchören, besser kennen. Ich habe immer angenommen, die
Arbeitgeber würden die Löhne so angeben, wie sie den
Tatsachen entsprechen. Herr Dannemann  mag das mit
sich und seinen Leuten abmachen. Ich wollte mit meinen
Zahlen, die ich in der kurzen Zeit mir verschafft habe, nur
^reichen, daß man die ganze Frage der Lohnverhältnisse
der Arbeiter auf dem Lande einmal eingehend studiert und
„achforscht, wie sie tatsächlich sind. Und wenn sie so liegen,
wie sich nach offiziellem Material vorgetragen habe, dann
ist es geradezu eine Pflicht der Negierung, zu prüfen: Auf
welchem Wege lassen sich hier die Lohnverhältnisse bessern?
Mit dem Vorschläge, daß der Naturalwert im Lohn zur
Wirksamkeit kommt, sind wir durchaus einverstanden. Es
fragt sich nur , wie man die Frage praktisch lösen wird.

Auf alle Ausführungen der übrigen Herren will ich
nicht mehr eingehen. Ich möchte nur das eine bemerken,
daß die Lohnvcrhältnisse in Lübeck ganz ähnlich zu liegen
scheinen wie hier. Dort behandelt ein Artikel in der Or¬
ganisation der Landarbeiter die Lohuverhältnisse und schildert,
daß die Landarbeiter bis 9,50 ^ an Stundcnlohn erhalten
und daß die Deputatarbeiter noch ganz erheblich weniger
bekommen. Ich will auf die einzelnen Zahlen nicht ein-
gchen, sie zeigen aber, daß durchaus ungenügende Lohn¬
verhältnisse auch in diesem Landesteil vorliegen.

Präsident : Herr Abg. Meyer  hat das Wort.
Abg. Meyer : Ich bin der Ansicht, daß so niedrige

Löhne, wie Herr Abg. Heitmann  sie vorgeführt hat, tat¬
sächlich nicht bezahlt werden. Er hat von der Landkranken¬
lasse Oldenburg gesprochen. Ich glaube es auS dem Grunde
nicht, weil das Angebot an Arbeitskräften in der Land¬
wirtschaft außerordentlich gering und die Arbeitsgelegenheit
groß ist. Das Angebot ist viel geringer als die Nachfrage.
Und so würde ein Arbeiter, wo Gelegenheit ist, in der
Industrie untcrzukommcn, sich nicht mit den niedrigen Löhnen
begnügen. Ich glaube nicht, daß die Landarbeiter so dumm
sind, daß sie sich das gefallen lassen würden. Ich stimme
mit dem Herrn Ministerpräsidentenüberein, daß man Tarife
nicht anwenden kann. Wenn man zu Naturalwertpachtung
kommt, wird man auch Naturalwcrtlöhne zahlen müssen.
Dann ist ein gerechter Ausgleich gefunden. Das trifft be¬
sonders bei uns im Münsterlande zu, wo es sich um die
Kinder der Heuerleute handelt. Zahlen diese die Heuer
nach Naturalwertpacht, dann ist es auch geboten, daß die
Kinder derselben als Dienstboten Naturalwertlöhne beziehen.
Das läßt sich aber alles auf dem Wege der freiwilligen
Organisation erreichen und ist zum Teil bei unS schon
erreicht. Ich glaube, daß wir das ganz gut allein regeln
können.

Präsident : Herr Abg. Kalkkuhl  hat das Wort.
Abg. Kalkkuhl : In Anbetracht, daß wir noch

9 wichtige Punkte auf der Tagesordnung haben, erlaube ich

mir nur wenige Worte. Es ist Tatsache, daß die Löhne
auf dem Lande, wie Herr Abg. Heitmann  gesagt hat,
eingehend studiert sein wollen. Es ist doch nicht gerade so,
wie aus den Ausführungen des Herrn Heitmann  hervor¬
gehen könnte. Wir müssen hierbei berücksichtigen, daß auf
dem Lande — wenigstens sind mir eine ganze Reihe von
Fällen bekannt —, wo die Beiordnung folgende ist: Es wird
ein Jahreslohn verabredet, oder es wird vereinbart, der Lohn
soll erst im Herbst fürs Jahr festgelegt werden. Zum Bar¬
lohn werden noch Naturalwerte extra festgesetzt. Meinetwegen
der Knecht erhält ein Schaf, was er im Herbst verkaufen
kann und den Erlös extra behält. Oder der Knecht erhält
Kartoffeln oder ein Stück Land. Auf diese Art und Weise
werden auch heute schon Naturalwerte als Lohn gegeben.
DaS wird jedenfalls die Zahlen ganz bedeutend zu Gunsten
der Landwirte verbessern, die von Herrn Heitmann  an¬
gegeben worden sind. Dann aber ist ferner doch Tatsache,
daß zwischen Knecht und Knecht ein großer Unterschied be¬
steht und ebenfalls zwischen Magd und Magd. Bei dem
familiären Verhältnis, daS heute noch zwischen Landwirt
und Dienstpersonal besteht, sind die Klagen nicht in der
großen Zahl zu Tage getreten, wie sie Herr Krause  uns
glauben machen will. Ich möchte ausdrücklich betonen, daß
bislang ein familiäres Verhältnis immer noch bestanden hat.
Und das zu zerstören, wer möchte dazu die Hand bieten.
Im übrigen müssen wir darauf Hinweisen, daß es auch eine
Reihe von Knechten und Mägden gibt, die bei einem hohen
Lohn aus andern Gründen doch nicht in der Landwirtschaft
bleiben wollen. Sie sind weit freier in der Industrie . Da
haben sie weniger Arbeitszeit und haben bequemere Arbeit.
Dann gibt es auch verschiedene Mägde, die ins Ausland gehen,
um ihre Aussteuer sich dort in wenigett Jahren verdienen
zu können, welches bei dem hohen Valutastand möglich ist.
Das sind Umstände, die mit berücksichtigt werden müssen,
wenn man ein Todesurteil über die Landwirte fällen will.
Es geht nicht an, daß man in einseitiger Weise die Sache
darstellt. Die Sache muß von beiden Seiten beleuchtet und
erwogen werden, und dann wird eS zuletzten vielleicht nicht
zu Ungunsten der Landwirte ausfallen.

Präsident : DaS Wort ist nicht weiter verlangt? Ich
schließe die Beratung. Wir können jetzt abstimmen und bitte
ich die Abgeordneten, die die Anträge des Ausschusses an¬
nehmen wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Sie sind
angenommen.

Ich möchte jetzt die zweiten Abstimmungen, wie bereits
zu Eingang der Tagesordnung verkündet, wiederholen zum

Bericht des Ausschusses3 zur zweiten Lesung über den
Voranschlag des Landesteils Birkenfeld.

Da war gestern Stimmengleichheit bei den Anträgen 2
und 3. Es handelt sich um die Bauschsummenanfrage. Ich
wiederhole die Anträge zunächst. Der Antrag 2 lautet:

Annahme des 8 49 unter Erhöhung der Voranschlags¬
summe auf 111000

und Antrag 3:
Annahme des 8 49.

DaS ist also die Regierungsvorlage. Wir stimmen zunächst
über den Antrag 2, Erhöhung der Voranschlagssumme, ab
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und bitte ich die Abgeordneten , die diesen Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu bleiben.
— Geschieht . — Der Antrag ist abgelehnt . Ich bitte nun¬
mehr die Abgeordneten , die den Antrag 3 „Annahme des
8 49 " annehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht . — Das ist die Mehrheit , es ist an¬
genommen.

Die Tagesordnung bringt jetzt den 12 . Gegenstand:
Bericht des Ausschusses1 zu Anlage 83, Aufhebung

der Standesvorrechte des Großherzoglicheu Hauses. 1. Lesung.
Es werden dazu mehrere Anträge gestellt . Es scheint

mir aber im Antrag 1 gleich ein Schreibfehler vorzuliegen,
denn es fehlen die Worte : „Annahme des 8 1. " Es muß
hinter Antrag 1 geschrieben werden : „ Annahme des Z 1 " .
Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag 1 , der auf An¬
nahme des Z 1 geht , zum 8 1 und zum Entwurf im all¬
gemeinen und gebe das Wort dem Herrn Berichterstatter
Abg . Hartong.

Abg . Hartong (Delmenhorst ) : Ich habe einen Druck¬
fehler zu berichtigen . Im dritten Absatz in der siebten
Zeile von unten muß es statt „nicht " „ noch " heißen . Aus
dem Zusammenhang geht es klar hervor . Im übrigen möchte
ich auf Ausführungen vorläufig verzichten unter Bezugnahme
auf die Ausführungen im Bericht.

Präsident : Herr Geheimrat v. Finckh hat das Wort.
Geh . Oberregierungsrat von Finckh : Ich will auch

nicht im allgemeinen über den Entwurf sprechen , sondern
nur auf eine Bemerkung cmgehen , die in der Einleitung des
Berichts im dritten Absatz steht . Es heißt dort : „Erwähnt
sei übrigens in diesem Zusammenhang , daß nach Auffassung
des Ausschusses das Recht der Autonomie bis zum Inkraft¬
treten dieses Gesetzes nicht besteht . " Es wird heißen sollen:
„noch besteht " , da die Reichsverfassung lediglich die Auf¬
hebung vorschreibt , also besondere Gesetze nötig sind , um diese
Bestimmung effektiv zu machen . Alle Akte der Autonomie,
die in der Zeit vom Thronverzicht bis zum Inkrafttreten
der Vorlage 83 in einer nach den bisherigen hausrechtlichen
Normen rechtmäßigerweisc vorgenommen sind , bestehen daher
zu Recht . Ich möchte nur darauf Hinweisen , daß dies eine
Auffassung des Ausschusses ist , der weitere Bedeutung nicht
beizulegen ist , denn , wie in der Begründung der Vorlage
ausgesührt , bestehen hierüber erhebliche Zweifel . Man kann
Gründe anführen für die Bejahung und Gründe für die
Verneinung . Der Entwurf hat in seiner Begründung sich
dahin ausgesprochen , daß eine unantastbare Entscheidung
nicht zu fällen ist , und daß der Entwurf selbst davon ab¬
gesehen hat , dazu Stellung zu nehmen , daß nur zum Aus¬
druck gekommen ist , daß mit dem Inkrafttreten des Gesetzes
die Autonomie des Großherzoglichen Hauses hingefallen ist.
Ich möchte dies ausdrücklich hervorheben , damit etwaige
falsche Auffassungen , die sich an diese Ausführungen des
Ausschußberichts knüpfen , vermieden werden.

Präsident : Das Wort wird zu dem Antrag 1 und
8 1 nicht weiter verlangt ? Ich schließe die Beratung und
bitte die Abgeordneten , die den Antrag 1 annehmeu wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Er ist angenommen.

Zu 8 2 stellt eine Mehrheit des Ausschusses den
Antrag 2:

Annahme des 8 2 mit der Maßgabe , daß in Ab¬
satz 3 statt des Wortes „Hausvermögens " „Haus¬
fideikommisses " gesetzt wird.

Eine Minderheit stellt den Antrag 3:

Annahme des 8 2 in der Fassung der Regierungs¬
vorlage.

Außerdem stellt der Ausschuß noch den Antrag 4:
Die Regierung wird ermächtigt , in 8 2 Absatz 3 das
Datum des Gesetzes , betreffend Auflösung der Fidei¬
kommission , nachzufügen.

Ich eröffne die Beratung zu diesen Anträgen 2 bis 4 und
zum 8 2 des Gesetzentwurfs . Das Wort wird nicht ver¬
langt ? Ich schließe die Beratung . Wir stimmen ab , zunächst
über den Antrag 2 . Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag 2 annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Er ist angenommen . Damit ist der Antrag 3 erledigt . Wir
stimmen nun noch über den Antrag 4 ab . Ich bitte die
Abgeordneten , die den Antrag 4 , den Ausschußantrag , an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — - Geschieht . — Er ist
angenommen.

Im Antrag 5 beantragt der Ausschuß:
Annahme des 8 3 Abs . 1 in folgender Fassung:

Als Namen der Mitglieder des Großherzoglicheu
Hauses , die die oldenburgische Staatsangehörigkeit
besitzen, gilt die Bezeichnung , die aus den früher
geführten Bezeichnungen ausgewählt wird . Die
Wahl hat innerhalb eines Jahres nach Inkraft¬
treten dieses Gesetzes durch Familienbeschluß zu
erfolgen und bedarf der Genehmigung des Staats¬
ministeriums . Auf das Zustandekommen des Fa¬
milienbeschlusses finden die Vorschriften des 8 10
von dem im 8 2 Abs . 3 genannten Gesetz, betr.
Auflösung der Fideikommisse , entsprechende An¬
wendung.

Weiter stellt ein Teil des Ausschusses den Antrag 6:
Annahme des 8 3 Abs . 2 in der Fassung der Re¬
gierungsvorlage.

Ein anderer Teil des Ausschusses beantragt im Antrag 7:
Annahme des 8 3 Abs . 2 in folgender Fassung:

Der vormals regierende Großherzog sowie der Erb¬
großherzog und deren Gemahlinnen sind befugt,
für ihre Person ihre bisherigen Bezeichnungen
und Titel weitcrzuführen.

Ein dritter Teil stellt den Antrag 8:
Annahme des § 3 Abs . 2 in folgender Fassung:

Der vormals regierende Großherzog sowie der
Erbgroßherzog und deren Gemahlinnen sind nicht
befugt , ihre bisherigen Bezeichnungen weiterzu¬
führen.

Ich eröffne die Beratung zu diesen Anträgen Nr . 6 bis 8
und zum 8 3 des Gesetzentwurfs . Herr Abg . Albers hat
das Wort.

Abg . Albers : Im Bericht befindet sich folgende Be¬
merkung als Begründung zum Antrag 7:
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„Dieser Teil des Ausschusses ist der Auffassung , daß
die Vorschläge der Negierung kleinlich und bezeichnend
für den Geist der Vorlage sind . "

Ja , meine Herren , ich bin der Auffassung , daß diese Be¬
merkung ein Beweis dafür zu sein scheint , daß man in dem
Kreise, der sich mit dieser Bemerkung identifiziert , allerdings
recht kleinlich und beengten Geistes zu sein scheint , und zwar
deswegen , weil man soviel Aufhebens von dieser reinen
Acußerlichkeit macht . Ich persönlich bin der Meinung , daß
es zweckmäßig gewesen wäre , wenn man derartige Bemer¬
kungen unterlassen hätte . Das ist eine Auffassung , die auch
in den Teilen der Umgebung des Herrn Berichterstatters
durchaus geteilt wird . Jedenfalls bin ich der Meinung , daß
diese Bemerkung nicht etwa als Empfehlung für den Antrag 7
gelten kann . Ich werde deswegen gerade jetzt für den
Antrag stimmen.

Präsident : Herr Geheimrat von Finckh hat das Wort.
Geh . Oberregierungsrat von Finckh : Ich möchte auch

immens der Staatsregierung gegen die eben von Herrn Abg.
Albers  angezogene Bemerkung des Ausschusses ganz ent¬
schieden Protest einlegen . Es ist nicht der Fall , daß die
Vorschläge der Regierung kleinlich sind , und daß sie — die
Bemerkung ist entschieden in wegwerfender Weise gemeint —
„bezeichnend für den Geist der Vorlage " sind . Die Vor¬
lage führt nur das auS , was verfassungsmäßig von der
Regierung dem Landtag vorzuschlagen ist . Es ist eine Aus¬
führung der Bestimmung , sowohl der Reichsverfassung als
auch der Landesverfassung , daß Vorrechte des Standes nicht
mehr stattfinden sollen und aufgehoben werden sollen . Nur
darum handelt es sich. Es ist gar keine Rede von irgend
einer Kleinlichkeit , und der Geist der Vorlage ist eine loyale
Ausführung der Verfassung , die für die Regierung einfach
Pflicht war . Ich habe im Aufträge der Staatsregierung
gegen diese Bemerkung des Ausschusses ausdrücklich zu
Protestieren.

Präsident : Der Herr Berichterstatter, Abg. Hsirljong,
hat das Wort.

Abg . Hartong (Delmenhorst ) : Aus den Ausführungen
des Herrn Abg . Albers  geht nicht deutlich hervor , ob er
die Minderheit des Ausschusses , die hinter dem Antrag 7
steht, treffen wollte oder mich persönlich als Berichterstatter.
Ich habe dazu zu sagen , daß der Berichterstatter die Aus-

' schußverhandlungen wahrheitsgemäß wiederzugebeu hat , und
daß in den Ausschußverhandlungen die in dem Bericht wieder-
gcgebenen Auffassungen von der Minderheit zum Ausdruck
gekommen sind . Ich persönlich teile diese Auffassung und
habe das Recht der freien Meinung genauso wie die An¬
hänger der Koalition.

Präsident : Herr Abg. Denis  hat das Wort.
Abg . Denis : Ich möchte dem gegenüber erwähnen,

daß es nicht allgemeine Auffassung des Ausschusses gewesen
ist . Ich stehe , wie auch meine politischen Freunde , auf dem
Boden der Vorlage . (Abg . Hartong:  Steht auch nicht
darin . „ Dieser Teil des Ausschusses ist der Auffassung " .)

Präsident : Herr Abg. Hug hat das Wort.
Abg . Hug : Ich will nur erklären , daß bisher im

-Landtag nicht Gepflogenheit gewesen ist , eine abweichende

Meinung in solcher Form wiederzugeben . Wenigstens im
Finanzausschuß weiß ich, daß gerade diejenigen Politiker,
die Herrn Kollegen Hartong  nahestehen , mit Recht immer
darauf hingewiesen haben , in einem Bericht dürfe diese Art
des Ausdrucks einer anderen Meinung nicht angcwendet
werden.

Präsident : Herr Abg. Heitmann  hat das Wort.
Abg . Heitmann : Im Ausschuß ist diese Redewendung

nicht beanstandet worden . Ich glaube , der Ausschuß hat
gerecht gehandelt , daß er sie in diesem Falle hat stehen lassen,
um damit zu kennzeichnen , welcher Geist bei diesem Teil
des Ausschusses vorhanden war . (Abg . Hartong (Delmen¬
horst ) : Sehr liebenswürdig !)

Präsident : Das Wort ist nun nicht mehr verlangt?
Wir kommen zur Abstimmung , und zwar zunächst über den
Ausschußantrag 5 , der im wesentlichen eine redaktionelle
Aenderung des Entwurfs ist . Ich bitte die Abgeordneten,
die den Antrag 5 annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Er ist angenommen . Die Abstimmung bewegt
sich jetzt rückwärts gegenüber dem Bericht . Es kommt zu¬
nächst der Antrag 8 , eines Teils des Ausschusses , zur Ab¬
stimmung . Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 8
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Er ist
abgelehnt . Es kommt nunmehr der Antrag 7 . Ich bitte
die Abgeordneten , die den Antrag 7 annchmen wollen , sich
zu erheben . — Geschieht . — Er ist abgelehnt . Es folgt
jetzt der Antrag 6 , die Regierungsvorlage . Ich bitte die
Abgeordneten , die den Antrag 6 annehmeu wollen , sich zu
erheben . — Geschieht . — Das ist die Mehrheit . Er ist
angenommen.

Der Antrag 9 lautet : „Annahme der 4 — 10 ." Ich
eröffne die Beratung zu diesem Antrag und zu den 4 — 10.
Ich eröffne ferner die Beratung zum Antrag 10:

Die Eingabe der Großherzoglichen HauSfideikommiß-
direktion , bezüglich des sich auf Anlage 83 beziehen¬
den Inhalts , für erledigt zu erklären.

Da niemand das Wort wünscht , können wir über die An¬
träge 9 und 10 zusammen abstimmen . Ich bitte die Abge¬
ordneten , die die beiden Anträge annehmen wollen , sich zu
erheben . — Geschieht . — Sie sind angenommen.

Die Frist für Anträge zur 2 . Lesung darf ich auch
wohl hier bis heute nachmittag 4 Uhr ansetzen . Oder soll
ich sie abkürzen bis 12 Uhr ? (Abg . Hartong (Delmen¬
horst ) : Meinetwegen bis 12 .) Also bis 12 Uhr heute mittag.

Gleichzeitig darf ich mitteilen , daß die Frist zur zweiten
Lesung zum Lehrerdiensteinkommensgesetz,  Punkt 7
der Tagesordnung , auf Wunsch des Ausschusses auch auf
12 Uhr abgekürzt ist.

Folgt der 13 . Gegenstand:
Bericht des Ausschusses1 zu Anlage 84 (Aufhebung

der Fideikommisse). 1. Lesung.
Der Antrag 1 lautet : „Annahme der ZZ 1 bis 8 . "

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag 1, zum Z 1
und zum Gesetzentwurf im allgemeinen und gebe das Wort
dem Herrn Berichterstatter , Abg . Hartong (Delmenhorst ).

Abg . Hartong : Auch in dieser Sache darf ich mich
auf den Ausschußbericht beziehen , der alles Erforderliche
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enthält, und mich weiterer Ausführungen enthalten. Auch
zu dieser Vorlage ist, bezüglich eines Punktes, ein Minder--
heitsantrag gestellt. Ich möchte darauf Hinweisen, daß
seitens der Minderheit des Ausschusses an die Regierung
bestimmte Fragen gerichtet worden sind und dabei ausdrücklich
zum Ausdruck gebracht worden ist, daß von ihr eine ein¬
heitliche Stellungnahme zu der Vorlage angestrebt werde.
Das war „bezeichnend für den Geist", in dem die Minder¬
heit sich befand.

Präsident : Der Herr-Ministerpräsident hat das Wort.
Ministerpräsident Tantzen : Der Regierung ist eS nicht

leicht gefallen, die Vorlage in der Form , wie sie Ihnen
vorgelegt ist, einzubringen. Es ist einmal erfolgt, weil es
sich nur um drei Fideikommisse für den Freistaat Oldenburg
handelt, ferner weil das Gesetz von 1852 für Oldenburg
bestand und drittens weil in Preußen die Sache ähnlich
geregelt ist. Schwer ist eS der Regierung gefallen, weil der
alte Grundsatz, der maßgebend gewesen ist für die große
Mehrheit des Volkes in ihrer Stellung zu den Fideikom¬
missen, zu den gebundenen Vermögen, hier noch in weit¬
gehendem Maße in der Regierungsvorlage Geltung behält.
Wir sind der Meinung, daß das gebundene Vermögen mit
seiner wirtschaftlichen Macht, mit seiner politischen Beein¬
flussung, für Deutschland nicht zum Heil gereicht hat. Und
deshalb ist es mir nicht ganz verständlich geworden bis auf
den heutigen Tag, wie man in Preußen, wo ja die große
Zahl der Fideikommisse mit all ihren Auswirkungen besteht,
dazu gelangen konnte, dar Vermögen noch einmal ungeteilt
auf den nächsten Erben zu vererben. Das bedeutet eine
Verewigung der wirtschaftlichen und politischen Macht, wie
sie bestanden hat. mindestens für ein, meistens für zwei
Menschenalter. In Oldenburg brauchte man mit dieser
Auswirkung nicht zu rechnen. Man tat deshalb recht, sich
an die Gesetzgebung, die hier bestand, und an das preußische
Vorbild anzuschließen. Aber darüber hinauszugehen, möchte
ich Sie doch bitten, abzulehnen. Das Vermögen des frü¬
heren Grobherzogs wird noch einmal ungeteilt vererbt auf
seinen ältesten Sohn . Man kann sehr zweifelhaft sein, ob
nicht richtiger gewesen wäre, heute schon zu sagen, daß dies
Vermögen unter das bürgerliche Recht gestellt wird und
auch die anderen Kinder ihren Pflichtteil bekommen sollen.
Aber das mag die Familie machen, wie sie es für recht hält.
Und ich habe auch schließlich zugestimmt, daß dem Wunsche
des früheren Großherzogs entsprechend und loyalerweise die
Bestimmung hineingebracht wurde, daß noch einmal daS
Vermögen ungeteilt vererbt werden soll. Aber weiter zu
gehen und nun auch noch das Fideikommiß bis zum Tode
des jetzigen ältesten Sohnes des früheren Großherzogs zu
erhalten und dann noch einmal auf dessen ältesten Sohn
zu vererben, das möchte ich Sie dringend bitten abzulehnen.
Das Entgegenkommen ist weitgehend genug, und ich glaube,
daß damit der Allgemeinheit sowohl wie den betreffenden
Persönlichkeiten ein ausreichender und auch ein guter Dienst
erwiesen ist.

Präsident : Das Wort ist nicht verlangt? Ich schließe
die Beratung zum § 1 und eröffne sie zum § 2 . . . . 8.
Da niemand das Wort wünscht, können wir über den An¬
trag 1 abstimmen. Ich bitte die Abgeordneten, die den

Antrag 1 annehmen wollen, sich zu erheben. — Geschieht. —
Der Antrag ist angenommen. Im Anträge 2 beantragt der
Ausschuß:

8 9 erhält folgende Fassung:
Der Familienbeschluß muß spätestens innerhalb-
eincs Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
gefaßt und von der Auflösungsbehörde beurkundet
werden; er bedarf der Bestätigung durch die Auf-
lösungsbehörde. Aus besonderen Gründen kann
vom Staatsministerium die in Absatz1 bestimmte
Frist verlängert werden.

Hier wird es im letzten Satz statt „Absatz" wohl „Satz"
heißen müssen. Ich eröffne die Beratung zu diesem An¬
träge 2 und zum Z 9. Da das Wort nicht verlangt wird,
eröffne ich die Beratung zum Anträge 3:

Annahme der 88 10 und 11
und zum Z 10, 11. Ich eröffne weiter die Beratung zum
Anträge 4:

Annahme des § 12 mit der Maßgabe, daß in Abs. 3
Zeile 4 das Fragezeichen durch die Ziffer 2 ersetztwird.

Ich eröffne die Beratung zu dem Anträge und zum Z 12..
Ich eröffne weiter die Beratung zum Anträge 5:

Annahme der 88 13—16
und zum 8 13 . . . . 16 . Das Wort wird nicht verlangt?
Ich schließe die Beratung . Wir stimmen über die Anträge
2—5 gemeinsam ab. Ich bitte die Abgeordneten, die diese
Anträge annehmen wollen, sich zu erheben. — Geschieht. —
Die Anträge sind angenommen. Im Anträge 6 beantraat
eine Mehrheit:

Annahme des 8 17.
Eine Minderheit stellt den Antrag 7:

Annahme des 8 17 mit der Maßgabe, daß Ziffer2
folgende Fassung erhält:

2. daß der bisherige Zustand bestehen bleibt, bis
der derzeitige Inhaber stirbt oder für tot erklärt
wird. Wenn der derzeitige Inhaber des Fidei¬
kommisses innerhalb eines Jahres nach Inkraft¬
treten des Gesetzes das 70. Lebensjahr vollendet,
so kann bestimmt werden, daß der bisherige
Zustand bis zum Tode des nächsten Anwärters
bestehen bleibt. In diesem Falle ist zu be¬
stimmen, an wen das sideikommifferische Ver¬
mögen gelangen soll. Der Beschluß kann ferner
alles dasjenige bestimmen, was in einem Erb¬
vertrage zulässig ist.

Ich eröffne die Beratung zu den beiden Anträgen 6 und 7
und zum 8 17. Das Wort wird nicht verlangt? Wir
kommen zur Abstimmung. Ich bitte die Abgeordneten, die
den Antrag 7, den Minderheitsantrag, annehmen wollen,
sich zu erheben. — Geschieht. — Der Antrag ist abgelehnt.
Ich bitte jetzt die Abgeordneten, die den Antrag 6 annchmen
wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Der Antrag ist
angenommen. Antrag 8 lautet:

Annahme der 88 18—22.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zum
8 18 . . . . 22 . Das Wort wird nicht verlangt? Ich
schließe die Beratung. Wir kommen zur Abstimmung. Ich
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Mte die Abgeordneten , die den Antrag annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist ange¬
nommen . Im Anträge 9 beantragt die Mehrheit:

Annahme des Z 23.
Die Minderheit beantragt im Anträge 10:

Annahme des H 23 mit der Maßgabe , daß der
Ziffer 3 der Satz : „Das Auflösungsverfahren ist
jedoch gebühren - und kostenfrei " angefügt wird.

Ich eröffne die Beratung über beide Anträge und über den
§ 23 . Auch hier wird das Wort nicht verlangt ? Ich
schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten , die den
Antrag 10 , den Minderheitsantrag , annehmen wollen , sich
zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist abgelehnt.
Ich bitte nun die Abgeordneten , die den Antrag 9 annehmen
trollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ' ist
angenommen . Im Anträge 11 beantragt der Ausschuß:

Annahme der ZZ 24 — 27.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zum
8 24 . . . . 27 . Weiter beantragt der Ausschuß im An¬
träge 12:

Der Landtag wolle den auf die Anlage 84 bezüg¬
lichen Fall der Eingabe der großherzoglichen Haus-
fideikommißdirektion -Drucksache 708 für erledigt er¬
klären.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge . Da niemand
das Wort wünscht , schließe ich die Beratung . Wir stimmen
über die Anträge 11 und 12 zusammen ab . Ich bitte die
Abgeordneten , die die Anträge annehmen wollen , sich zu
erheben. — Geschieht . — Die Anträge sind angenommen.
Anträge zur zweiten Lesung erbitte ich bis heute mittag
12 Uhr.

14 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 2 über die Vorlage der Staats-

regieruug , betr . die Eingemeindung der Gemeinde Ostern¬
burg nach der Stadt Oldenburg . 1 . Lesung.

Ein Teil des Ausschusses stellt den Antrag 1:
Die Vorlage wird an die Staatsregierung zurück-
verwicsen mit dem Ersuchen , sie einer Nachprüfung
nach der Richtung zu unterziehen , ob nicht die rein
ländlich besiedelten Bezirke der Gemeinde Osternburg
von der Eingemeindung auszunehmen und entweder
zu einer selbständigen Landgemeinde zu verbinden
oder den benachbarten Landgemeinden anzugliedern
sind.

Für den Fall der Ablehnung dieses Antrages 1 beantragt
derselbe Teil im Anträge 2:

Ablehnung des § 1.
Die Mehrheit stellt den Antrag 3:

Annahme des § 1.
Ich eröffne die Beratung über die Anträge 1— 3 , über den
8 1 und über den Gesetzentwurf im allgemeinen . Das Wort
hat der Berichterstatter , Herr Abg . Behrens.

Abg . Behrens : Meine Dame und meine Herren!
Bei der Geschäftslage des Hauses will ich nicht viele Worte
machen, um so mehr , als die Vorlage Gegenstand eingehender
Beratung sowohl des Ausschusses wie einer interfraktionellen
Sitzung gewesen ist . Ich habe zunächst im Bericht auf

Seite 1128 einen Druckfehler zu berichtigen . ES heißt
zu 11 : Zunächst würde der ganze Bedarf für die ganze
Stadt nach der Grund - und Gebäudesteuer festgelegt und
dem für den Bezirk usw . Dieses „dem " muß „dann " heißen.
Die Beratung im Ausschuß hat dahin geführt , daß ein Teil
des Ausschusses die Vorlage nochmals zurückverweisen will,
um den Bestrebungen der ländlichen Teile , Bümmerstede,
Tweelbäke und Neuenwege , der einzugemeindenden Gemeinde
Osternburg Rechnung zu tragen , damit diese Teile von der
Eingemeindung ausgeschlossen werden . Die Mehrheit des
Ausschusses will die Vorlage annehmen , weil sie sich auf
den Standpunkt stellt : Die Sclbstverwaltungskörper der
beiden Gemeinden Oldenburg und Osternburg haben mit
übergroßer Mehrheit den Wunsch ausgesprochen und sich
über den Vertrag geeinigt , und diesem Wunsche soll man
Rechnung tragen . Es sind aber noch innerhalb dieser Mehr¬
heit , die der Eingemeindung zustimmen will , Meinungsver¬
schiedenheiten , indem ein Teil dieser Mehrheit ein Stadt¬
gebiet bilden will , während ein Teil der Vorlage , wie sie
aus dem Vertrage hervorgegangen ist , der eine Eingemeindung
zur engeren Stadt will , seine Zustimmung zu geben bereit
ist . Die Eingemeindung spielt hier bei der Gemeinde Ostern¬
burg und den übrigen Bortortgemeinden Eversten und
Ohmstede schon seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts.
Es sind schon verschiedentlich Verhandlungen darüber ge¬
pflogen worden . Sie haben aber bis jetzt zu einem Resultat
nicht geführt . Auch jetzt wieder , trotzdem sie im Oktober
vorigen Jahres von der Stadt Oldenburg mit aller Energie
betrieben wurden , sind sie doch bald wieder erlahmt in Bezug
auf die andern Vorortgemeindcn . Nur , wie aus dem Bericht
hervorgeht , mit der Gemeinde Osternburg sind die Verhand¬
lungen soweit gediehen , daß ein Vertrag zum Abschluß ge¬
kommen ist . Ich bedaure das sehr , will aber nicht unter¬
suchen , auf welche Einflüsse und Bestrebungen das zurück¬
zuführen ist . Wenn Sie den Bericht mit Aufmerksamkeit
lesen , wird jeder das hcrausfinden können . Als langjähriger
Kommunalpolitiker und Gemeinderatsmitglied von Eversten
bedaure ich sehr , daß die Sache so gelaufen ist . Ich hätte
gewünscht , daß die Vorlage , die uns heute beschäftigt , die
Eingemeindung der drei Gemeinden vorgesehen hätte , und
wenn sie nicht ganz eingerncindet werden konnten , daß darüber
keine Einigung zustande gekommen wäre , daß wenigstens ein
großer Teil der Gemeinde Eversten und auch von Ohmstede
eingemeindet worden wäre . Ich kann nur der Hoffnung
Ausdruck geben , daß , wenn diese Vorlage , betr . Eingemein¬
dung von Ostcrnbnrg , erledigt ist , dann von der Stadt
Oldenburg mit aller Energie versucht wird , auch mit den
beiden andern Gemeinden zu einem Abschluß zu gelangen
und in kurzer Zeit dahin zu führen , daß auch mit den beiden
andern Gemeinden , die ihrer ganzen Struktur nach zum
großen Teil nach Oldenburg gehören , die ein zusammen¬
hängendes Wirtschaftsgebiet bilden und in Bezug auf GaS,
Wasser und elektrischen Strom mit der Stadt verbunden sind,
daß auch die Gemeinden wenigstens zum überwiegenden Teil
mit cingemeindet werden . Der Teil des Ausschusses , der
sich auf den Boden der Vorlage stellt , hält es nicht für
richtig , daß nun aus dem ländlichen Bezirk , wie es in dem
Anträge heißt , ein Stadtgebiet gebildet wird . Es soll erst
'mal dem Wunsche und dem Willen der Einwohner der drei
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angegebenen Ortschaften oder Bezirke, Tweelbäke, Neuenwege
und Bümmerstede, entsprochen werden, dann aber kann nach
dem Anträge, wie er vorliegt, auch darüber hinaus sich ein
Teil der heutigen Bauerschaft Osternburg dem Stadtgebiet
anschließen. Das hält dieser Teil des Ausschusses, der sich
auf den Boden der Vorlage stellt, für falsch, um so mehr
für falsch, da die Eingemeindungsverhandlungen1911 an
diesem Punkt gescheitert sind. Damals haben die Einge¬
meindungsverhandlungenzwischen den Vorortgemeindcn und
der Stadt Oldenburg auch geschwebt. Sie haben zu Ver¬
handlungen geführt und die Frage war ziemlich weil vor¬
geschritten. Da hat die Stadt Oldenburg die Bedingung
gestellt, daß der einzugemeindende Teil nun nicht hoffen dürfe,
sofort der engeren Stadt zugeteilt zu werden, sondern ein
Stadtgebiet bilden müsse. Daran sind die Eingemeindungs¬
verhandlungen gescheitert. Die Vertreter der Gemeinden
Osternburg und Eversten haben sich auf den Standpunkt
gestellt, daß sie nur zur engeren Stadt wollen. Und jetzt
will man trotzdem ein Stadtgebiet schaffen. Was man auf
der einen Seite in Bürgerfelde als unzweckmäßig aufhebt,
will man auf der andern Seite wiederschaffen. Das hält
dieser Teil des Ausschusses für verkehrt. Ich wiederhole
nochmals: 1911 sind die Verhandlungen an diesem Punkte
gescheitert. Damals haben einsichtige Kommunalpolitikerzu
beiden Seiten der oberen Hunte sich mit dem Gedanken ge¬
tragen: Nun aus der Eingemeindung nichts würde, sich zu¬
sammenzuschließen zu einer Stadt zweiter Klasse. Der Herr
Abg. Hartong , der damals Regierungsassessor war, wird
noch wissen, daß vor 11 Jahren ein Bebauungsplan auf¬
gestellt war zwischen Osternburg und Eversten und die Ab¬
sicht bestand, die beiden Gemeinden zusammenzuschlicßen zu
einer Stadt zweiter Klasse, weil eben die Eingemeindung
mit Oldenburg gescheitert war an dem Verlangen der Stadt
Oldenburg, daß die einzugemeindenden Gemeinden nicht gleich
engere Stadt werden sollten. Ich will im weiteren keine
großen Ausführungen mebr machen. Ich könnte nur noch
sagen, daß auch die Einwohner desjenigen Teiles, welcher
später ein Stadtgebiet werden soll, sich arg damit versehen.
Das Stadtgebiet wird nach meiner Ansicht ganz ungeheure
Wegeunterhaltungskostcnhaben. Wenn auch die L>taats-
chausseen hindurchführen, so daß mit den Chausseen nichts
zu tun ist, so haben sie doch nachher eine große Kilometer¬
reihe von Wegen zu unterhalten. . Und ich glaube, daß es
recht kurzsichtig ist, etwas Derartiges anzustreben. Ich hätte
auch gewünscht, daß Antrag 4 unterblieben wäre, und kann
Sie deswegen nur bitten, in dieser Weise den Anträgen nicht
zu folgen, sondern bei der Vorlage zu bleiben und den
dahin gehenden Anträgen zuzustimmen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Stukenberg.
- Abg. Stukenberg : Meine Dame und meine Herren!

Im Bericht sind die Verhandlungen im Ausschuß so gründ¬
lich wiedergcgeben, daß es sich erübrigt, noch darauf näher
einzugehen. Ich gehöre zu derjenigen Gruppe im Ausschuß,
die den Antrag gestellt hat, daß der ländliche Teil der Ge¬
meinde Osternburg Stadtgebiet werden soll. Uns lag ein¬
mal daran, eine Mehrheit für die Vorlage zu bekommen,
und zweitens dem ländlichen Teil entgegenzukommen. Ich
glaube, daß es nicht richtig ist, etwa 2000 Einwohner voll

einzugemeinden, wenn sie nicht gern wollen. Ihnen wollen
wir auf diese Weise entgegenkommen. Dann ist auch der
ganzen Vorlage der Giftstachel genommen. Der Vergleich
mit Bürgerfelde stimmt nicht. Damals , als es Stadtgebiet
wurde, war es ein ländlicher Bezirk. Heute ist Bürgerfelde
städtisch, und darum hat man jetzt das Bedürfnis dem Stadt¬
bezirk angcgliedert zu werden. Nun ist in unseren Antrag
bei der Redaktion eine Bemerkung hineingekommen, die uns
nachher doch zu allerlei Bedenken Anlaß gegeben hat. Es
heißt da: „Die ländlichen Teile der bisherigen Gemeinde
Osternburg werden dem jetzigen Stadtgebiet angcgliedert oder
bilden, wenn das vorhandene Stadtgebiet vorher mit der
engeren Stadt vereinigt wird, ein eigenes Stadtgebiet."
Das muß wohl geändert werden, denn Bürgcrfelde will zur
Stadt gehören. Es liegt keine Notwendigkeit vor, das neue
Stadtgebiet an Bürgerfelde anzugliedern, zumal für Bürger-
selde ein Statut besteht und erst für den neuen ländlichen
Teil ein Statut gemacht werden muß. Ich glaube, es ist
besser, wenn diese Bemerkung fällt. Sie hat auch praktisch
keine Bedeutung.

Präsident : Das Wort hat Herr Geheimrat Tap¬
penbeck.

Geh. Oberregierungsrat Tappenbeck : Die letzten
Worte des Herrn Berichterstatters geben mir Veranlassung,
auch ein Wort hierzu zu sagen. Es ist von den beteiligten
Gemeindevertretungenin Oldenburg und Bürgcrfelde ja in
Aussicht genommen, das jetzige Stadtgebiet mit der Stadt
zu vereinigen. Aber das ist noch nicht rechtens, und des¬
wegen glaube ich, ist die vorgelegte Fassung richtig. Sollte,
wenn das Gesetz in Kraft tritt , das Stadtgebiet Bürgerfelde
noch bestehen, so müßte es mit dem neuen Stadtgebiet ver¬
einigt werden, denn es ist in der Gemeindeordnung nicht
vorgesehen, daß innerhalb ein und derselben Stadtgemeinde
zwei Stadtgebiete vorhanden sein können. Mit Herrn Abg.
Stukenberg bin ich indessen der Meinung, daß die Frage
ohne praktische Bedeutung ist, weil ich für sicher halte, daß
es jetzt ohne weiteres zur Vereinigung des Stadtgebiets
Bürgerfelde mit der Stadt kommen wird. Aber theoretisch
ist die Möglichkeit vorhanden, daß das bei Inkrafttreten des
Gesetzes noch nicht der Fall ist, und dann wäre eine Lücke
da. Deshalb halte ich es für richtig, daß die Fassung bleibt.
Dann noch ein zweiter Punkt : Es wird durch Gesetz hier
bestimmt, wenn der Antrag 4 angenommen wird, daß Teile
der jetzigen Gemeinde Osternburg ein Stadtgebiet bilden
sollen. Es scheint zweifelhaft zu sein, wenn auch im Gesetz
steht, alles Weitere wird durch Statut geregelt, ob, wenn
sich nach einiger Zeit Herausstellen sollte, daß diese Beord-
nung sich nicht bewährt, die Gemeindevertretung also wün¬
schen sollte, daß das Stadtgebiet aufgehoben wird, es hierzu
eines Gesetzes bedarf, oder ob dazu die Errichtung eines
Gemeindestatuts genügt. Wenn auch jetzt, bei der Einge¬
meindung, die Bildung des Stadtgebiets durch Gesetz geschieht
und im Einverständnisse beider Gemeinden, so darf doch
damit für die Zukunft der Selbstverwaltung nicht vorge¬
griffen werden. Die Einteilung der Gemeinde in Stadt und
Stadtgebiet ist reine Gemeindesache. Wenn im Laufe der
Zeit sich ein Bedürfnis herausstellt, hierin eine Aenderung
eintreten zu lassen, so muß dies im Wege des Statuts-
möglich sein.
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Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Dannemann.
Abg. Dannemann : Meine Herren ! Wir sind wohl

alle von der Notwendigkeit überzeugt, daß bestimmte Teile
! von Osternburg eingemcindet werden müssen. So kann es
! meines Erachiens nicht weitergehen. Aber wenn man Bezirke
^ eingemeindet, so soll man sich von dem Grundsätze leiten

lassen: Was wirtschaftlich zusammengehört, soll auch zu-
^ sammengelegt werden. Ich kann nicht begreifen, aus wel-
^ chem Grunde man so weit gehen will und die rein ländlichen

Teile, die nichts Städtisches an sich haben, nun einzuge-
mcinden. Wir haben die Fahrt durch Osternburg gemacht.
Haben uns überzeugt, daß es dort rein landwirtschaftliche
Verhältnisse gibt. Wir haben gesehen, wie mitten in diesem
städtischen Gebiet Moore gebrannt wurden usw. Ich sehe
nicht ein, aus welchem Grunde man nicht so weit gehen will

^ und dem Wunsche der Gemeindeeingesessenen nicht Rechnung
^ tragen will. Ich muß das als eine Vergewaltigung be-
^ zeichnen. Die Landbewohner wollen nicht eingemeindet

werden. Die Stadt hat nicht angegeben und die Regierung
auch nicht, aus welchem Grunde man diese Bezirke haben
will. Es heißt: Tragen Sie sachliche Gründe vor, die da-

! gegen sprechen. Es spricht eben alles dagegen. Der Bezirk
ist rein ländlich und bleibt es auch. Es - wird die Ent¬
wicklung nicht dahin gehen, daß diese Teile städtisch werden.
Man hätte dem Wunsche der Bevölkerung Rechnung tragen
sollen. Wer auf dem Standpunkte steht, daß auch die Teile

^ von Eversten und Ohmstede eingemeindet werden müssen,
! der soll sich ja überlegen, ob er dieser Vorlage seine Zu-
j stimmung geben soll, denn ich glaube, wenn wir das mit-
^ machen, beschließen, daß die rein ländlichen Teile eingemeindet

werden sollen, dann werden wir mit Eversten und Ohmstede
z nicht fertig. Es wird eine Bewegung einsetzen, und man
! wird versuchen, das Zustandekommen eines Vertrages zu
! verhindern. Ich möchte glauben, daß es richtiger gewesen
^ wäre, wenn einheitlich vorgcgangen wäre, daß man die Teile

von Eversten und Ohmstede gleich mit eingemeindet hätte,
i dann hätte man einen besseren Bezirk bilden können. Aus
^ dem Grunde haben wir geglaubt, den Antrag stellen zu

sollen, diese Vorlage nochmals zurückzuverweisen, um zu
prüfen, ob nicht andere Grenzen gefunden werden können.
Aber wenn dieser Antrag abgelehnt werden sollte, werden
wir Stellung nehmen zu den andern Anträgen. Wir haben
uns im Ausschuß der Abstimmung enthalten. Das eine
muß ich zugeben: Wenn schon beschlossen wird, daß die
Gemeinde ganz eingemeindet werden soll, dann kann es nichts
anderes geben, als ein Stadtgebiet zu bilden. Bei dieser
Grenzfestsetzung müssen auch die ländlichen Teile gehört
werden. Widersprechen muß ich Herrn Geheimrat Tappen¬
beck, wenn er sagt, daß eS etwa möglich sein soll, nun
durch einen Beschluß das wieder aufzuheben, was durch
Gesetz bestimmt wird. Das geht nicht. Wenn wir durch
Gesetz festlegen, es soll ein Stadtgebiet geschaffen werden,
dann kann das auch nur durch Gesetz wieder aufgehoben
werden, sonst hätte die Bestimmung keinen Sinn . Das muß

^ Voraussetzung sein. Und es muß weiter Voraussetzung sein,
! wenn man ein Stadtgebiet schafft, daß die städtischen Teile
! in Bürgecfelde mit der Stadt vereinigt werden, sonst haben
; wir nichts erreicht, denn wenn Sic diese rein ländlichen
! Teile, Tweelbäke, Bümmerstede und Neuenwege, vereinigen
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mit dem städtischen Stadtgebiet, das zu einem großen Teil
städtischen Charakter trägt , dann ist nichts erreicht. Man
darf nur das anschließen, was städtisch ist. Und man sollte
auch die Grenzen weiter hinaus verlegen, als die heutige
Ortsgrenze ist, so daß der ländliche Teil für sich bleibt.
Darum braucht man sich keine Sorge machen, daß dieses
Stadtgebiet nicht in der Lage sein wird, die Kosten aufzu¬
bringen für die Wege. Ich glaube, dafür werden sie schon
selbst sorgen. Das überlassen Sie der Sorge der Einge¬
sessenen. Die Eingesessenen fordern, nachdem sie einsehen,
daß die Eingemeindung nicht zu verhindern ist, daß sie zu
einem Stadtgebiet vereinigt werden mit eigener Vertretung,
und daß vor allen Dingen das städtische Gebiet von Ostern¬
burg nicht mit in das Stadtgebiet hineinkommt. Die Grenzen
müssen möglichst weit hinausgelegt werden, möglichst so, wie
es von den Interessenten gefordert ist. Ich will auf die
sonstigen Einzelheiten nicht eingehen. Ich sehe ein, daß es
nichts nützt, weil die Mehrheit zustimmen wird.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Henneicke.
Abg. Henneicke : Meine Dame und meine Herren!

Wenn mehrere Gemeinden zusammengefaßt werden sollen, so
werden wir finden, daß ein Teil der Bevölkerung dagegen
opponiert. Ich bin der Auffassung, daß wir uns davon
nicht beeinflussen lassen dürfen, daß eine ruhige sachliche
Beurteilung der Frage an den Tag gelegt werden muß.
Es ist selbstverständlich, daß alles das, was wirtschaftlich
zusammengehört, auch wirtschaftlich zusammengefaßt wird.
Es muß ferner eine einheitliche Gemeinde geschaffen werden,
die durch enge Grenzen in der späteren Entwicklung nicht
gehemmt werden darf/ Es muß die Möglichkeit geschaffen
werden, daß für eine gesunde Wohnungs- und Siedlungs¬
politik Raum geschaffen wird, und aus diesem Grunde haben
wir der Vorlage, wie sie von der Regierung hergegebcn ist,
ohne weiteres unsere Zustimmung gegeben. Wir erwarten
aber, wie Herr Behrens als Berichterstatter schon erklärt
hat, daß die Gemeinden Ohmstede und Eversten ebenfalls
in kurzer Zeit eingemeindet werden. (Zuruf : Auch ganz?)
Auch ganz! In diesem Falle, Herr Dannemann,
haben auch ich und meine Fraktion dem Anträge zugestimmt,
daß für den ländlichen Teil von Osternburg ein Stadtgebiet
gebildet wird, um dadurch die Möglichkeit zu geben, daß
denjenigen Teilen von Osternburg, Ohmstede und Eversten
ebenfalls der Ucbergang von der ländlichen Gemeinde zu
Groß-Oldenburg erleichtert wird. Wir glauben, einen Weg
beschritten zu haben, der in Zukunft es den Gemeinden er¬
leichtert, zu Oldenburg zu kommen. Der ländliche Teil von
Osternburg ist nicht direkt mit Oldenburg verbunden, aber
es muß da sein für die spätere Entwicklung und vor allen
Dingen, um eine gesunde Wohnungs- und Siedlungspolitik
zu treiben. Es muß eine Möglichkeit geschaffen werden, daß
diese ländlichen Teile sich einleben können, ich habe darum
dafür gestimmt, daß ein Stadtgebiet geschaffen wird; die
Stadtgebietsvertretung kann ja, wenn sie zu der Auffassung
gelangt, daß es zweckmäßig erscheint und es besser ist, daß
sie zu Groß-Oldenburg gehören, das beantragen, und dann
kann auf Grund einer Verordnung in diesem Falle das
jetzige Stadtgebiet zu Groß-Oldenburg geschlagen werden.
Wie in der Anlage angegeben, sie können durch freie Selbst-
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bestimmurig zu Oldenburg kommen; deswegen sehen wir in
dieser Frage, ob ein Stadtgebiet geschaffen werden soll oder
nicht, nicht so schwarz wie der Herr Berichterstatter.

Präsident : Das Wort hat Herr Geheimrat Tap¬
penbeck.

Geh. Obcrregierungsrat Tappenbeck : Ich kann die
letzten Worte des Herrn Abg. Dannemann nicht unwider¬
sprochen lassen. Herr Dannemann hat ausgeführt, daß,
wenn durch Gesetz ein Stadtgebiet geschaffen würde, dieses
auch nur durch Gesetz wieder beseitigt werden könnte. Damit
würde für die Stadt Oldenburg ein Ausnahmezustand ge¬
schaffen werden, der sonst nirgends besteht. Ich weise darauf
hin, daß auch bei der Stadtbildung Rüsiringens im Ge-
setzeSwege ein Stadtgebiet abgegrenzt worden ist. Dabei war
allerdings im Gesetze ausdrücklich gesagt, daß diese Bestim¬
mung später durch Statut geändert werden könnte. Sollte
es zweifelhaft sein, ob dies ohne diesen Zusatz für die Stadt
Oldenburg nicht gilt, so müßte ich mir Vorbehalten, zur
zweiten Lesung die Aufnahme eines solchen Zusatzes zu be¬
antragen, denn es geht unter keinen Umstünden an, daß hier
ein Zustand geschaffen wird, wonach die Stadt Oldenburg
ein für allemal genötigt sein soll, einen Teil als Stadtgebiet
bestehen zu lassen, das muß jeder Gemeinde selbst über¬
lassen bleiben. Auch für den ländlichen Teil der Gemeinde
Osternburg muß es genügen, wenn der anfängliche Zustand
später durch Statut geändert werden kann. Irgend welche
Gefahr der Vergewaltigung besteht nicht, zumal das Statut
der Genehmigung bedarf. Ich werde die Frage näher prüfen
und nötigenfalls einen Verbefferungsantrag einbringen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Behrens.
Abg. Behrens : Um auf die letzten Ausführungen ein¬

zugehen, möchte ich sagen, es liegt mir im Gedächtnis, daß
Herr Geheimrat Tappenbeck recht hat, und bei der Schaf¬
fung der Stadt Nüstringen damals vor 12 Jahren zuerst
ein Stadtgebiet geschaffen wurde, das nachher durch frei¬
willigen Beschluß aufgehoben ist. Wenn das extra gesagt
werden muß, dann muß ich den Herrn Regierungsvertreter
bitten, einen entsprechenden Antrag zur zweiten Lesung zu
stellen, daß solcher ausgenommen wird. Ich hätte sonst
wahrscheinlich nicht mehr gesprochen, aber die Ausführungen
deS Herrn Danneman  n zwingen mich dazu. Herr D a nne-
mann  hat gesprochen von dem ländlichen Teil, daß der mit
Gewalt nicht will, er sehe das als eine Vergewaltigung an.
Das ist immer so. Die drei Teile, die nicht wollen, sind
1700 Einwohner. Die Gemeinde hat 13000 Einwohner.
Die 1700 müssen sich den 11300 fügen. Das ist überall
so. Sonst sind Sie diejenigen, die dieses verlangen. Nur
wenn cs Ihnen nicht paßt, können Sie auch anders. Dann
hat Herr Dannemann  gesagt , ich hätte gesagt, daß das
zu schaffende Stadtgebiet nicht in der Lage wäre, die Wege¬
lasten zu tragen. Darüber möge ich mir keine Sorgen
machen, das würden die Leute selbst besorgen. Entweder
hat Herr Dannemann  mich nicht verstanden, oder er will
mich nicht verstehen. Ich habe das nicht gesagt. Ich habe
gesagt, daß die Leute, die jetzt dafür eintreten, ein Stadt¬
gebiet zu bilden, sich versehen würden, denn wenn sie auch
Staatschausseen hätten, würden sie doch ungeheure Wege¬
lasten bekommen. (Zuruf Dannemann:  Ist das 'was

anderes?) Jawohl , Herr Dannemann,  das ist etwas
anderes, denn ich habe nicht davon geredet, wie sie die Kosten
aufbringen wollen, das ist ihre Sache, das wird die Stadt¬
gebietsvertretungbeschließen müssen. Ich glaube aber, daß
die Freunde des Stadtgebiets sich versehen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Lohse.
Abg. Lohse : Es ist natürlich sehr schwer, über die

Entwicklung in der Zukunft etwas zu sagen. Man wird
mehr oder weniger im Dunkeln tappen. Wenn ich von
Antrag 4 ausgehe, so will man durch diesen Antrag doch
eine gewisse Beunruhigung, die sich in den ländlichen Be¬
zirken gebildet hat, beseitigen. Man will den Bedenken, die
aus diesen Bezirken erhoben sind, Rechnung tragen und will
ein Stadtgebiet bilden. DaS will bedeuten, daß diesen Be¬
zirken eine Sicherung gegeben werden soll, daß sie als be¬
sonderer Teil des gesamten Stadtbezirks verwaltet werden.
Diese Sicherung würde aber völlig illusorisch gemacht werden,
wenn man annehmen wollte, das würde nur vorläufig so
gemacht. Wenn nachher ein Statut das Stadtgebiet beseitigte,
müßten die Landbezirke sich fügen. Ich sollte meinen, daß
man das Gesetz so nicht auSlegcn darf, und bin der Mei¬
nung, daß, wenn der Antrag Gesetz wird, nach dem diese
Bezirke ein Stadtgebiet werden, keine Rede davon sein kann,
daß die Möglichkeit bestände, durch ein Statut diese gesetz¬
liche Vorschrift wieder aufzuheben.

Präsident : DaS Wort hat Herr Abg. Dannemann.
Abg. Dannemann : Meine Herren! Ich wollte das¬

selbe sagen. Ich meine auch, solange das Gesetz besteht und
besagt, der Bezirk bildet ein Stadtgebiet, so lange kann man
nichts anderes machen. Das Gesetz gilt doch. Das kann
event. geändert werden. Es soll das aber auch nur durch
den Landtag beschlossen werden. Es muß doch eine Sicherung
geschaffen werden. Wenn das so ist, wie Herr Gchcimrat
Tappenbeck  sagt , dann kann die Stadt das ja anders
beschließen. Ich bin nun gezwungen, nachdem Herr Behrens
nochmals auf die Ursache eingegangen ist, nachdem er gesagt
hat, daß die Mehrheit von Osternburg beschlossen habe, daß
die ganze Gemeinde eingemeindet werden soll, während ein
Teil nicht will, will ich bemerken, daß bei dieser Mehrheit
von vornherein feststand, doch sie eingemeindet wurden.
Drei Vertreter haben die ländlichen Bezirke dort sitzen und
diese Vertreter waren gegen die Eingemeindung. Aber die
andern sagten sich, wir werden doch eingemeindet, und eS
ist vielleicht besser, daß auch dieser Bezirk dazu kommt.
Vielleicht ist auch dieser Bezirk in der Lage, uns einen
großen Teil der Kosten abzunehmen, und schon von diesem
Gesichtspunkt aus nehmen wir diesen Bezirk mit. Osternbnrg
legt keinen großen Wert auf die Eingemeindung, denn sonst
hätte es nicht möglich sein können, daß, nachdem der Vertrag
abgeschlossen war, verlangt werde, cs soll noch ein Beamter
übernommen werden, und als die Stadt es ablehnte, diesen
Beamten zu übernehmen, die Mehrheit schon im Begriff
war, die ganze Eingemeindung abzulehnen. Man kann
nach diesem Vorkommnis im Zweifel sein, was ist das
Wichtigste, die Gemeinde einzugemcinden oder den betreffenden
Beamten zu sichern. So wenig Wert legt die Gemeinde¬
vertretung auf die Eingemeindung. Deshalb sage ich, daß
man nicht davon reden kann, daß die Minderheit sich der
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Mehrheit fügen muß . Richtig wäre es gewesen , wenn man
demokratisch hätte handeln wollen , daß man es zur Volks¬
abstimmung hätte kommen lassen . Es sind über 700 Unter-

i schriften gesammelt worden , alle sprechen sich gegen die
! Eingemeindung aus . Ich mutz nochmals betonen , wenn
^ beschlossen wird , daß ein Stadtgebiet gebildet werden soll,

dann muß es ein Stadtgebiet für sich werden . Ich habe
einen Verbesserungsantrag eingereicht zum Antrag 4 , der

' vorsieht , daß dieser ländliche Teil nicht vereinigt werden soll
mit dem jetzigen Stadtgebiet , sondern daß es ein Stadtgebiet
für sich werden soll . Wenn die Bezirke vereinigt werden,
dann hat cs keinen Zweck. Dann wird der ländliche Teil
noch lieber zur Stadt gehen . Ich würde keinen Vorzug
darin erblicken , ein gemeinsames Stadtgebiet zu bilden , es
muß ein Stadtgebiet für sich bleiben.

! Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Stukenberg.
! Abg . Stukenberg : Ich möchte die Regierung bitten,

nicht einen Antrag einzubringen , der etwa besagt , daß die
Stadt auf dem Wege deS Statuts das Stadtgebiet beseitigen
kann. Wir sind bei der Stellung deS Antrages davon

! ausgegangen , daß die ländlichen Teile beschließen können,
, ob sie nachher zur engeren Stadt gehören wollen oder nicht,
j Jedes Jahr ist ja auch der Landtag zusammen , und es
^ kann auf Antrag dieses Gesetz in diesem Paragraphen ge¬

ändert werden . Ich glaube , abgesehen von dem ersten Punkt,
in dem es sich um die Eingliederung handelt , daß eS richtig

; ist, den Antrag so anzunehmen , wie er vorliegt.
! Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Behrens.

Abg . Behrens : Zu den Ausführungen von Herrn
Dannemann  muß ich noch ein paar Worte sagen . Im

! Oktober vorigen Jahres , als die Eingemeindungsverhand-
j lungen begonnen haben, hat der gesamte Gemeinderat von
i Osternburg einstimmig , und nicht , daß drei Vertreter der

ländlichen Bezirke dagegen gewesen sind , diesen Verhandlungen
zugestimmt . Nachdem der Landbund die Agitation in die
ländlichen Bezirke hineingetragen hat . haben im März d. Js.
die drei Vertreter aus dem ländlichen Bezirk gegen den
Vertrag gestimmt . Ursprünglich waren sie einmütig dafür.
Dann hat Herr Dannemann  gesagt : Auf eine Vereinigung
mit dem Stadtgebiet legen die Einwohner keinen Wert . Es
geht aber nicht anders . Es können doch nicht zwei Stadt¬
gebiete geben . Es besteht doch das Gesetz, die Gemeinde¬
ordnung , daß nur ein Stadtgebiet gebildet werden kann.
Sagen Sie einen Weg , wie es möglich ist , daß zwei Stadl¬
gebiete gebildet werden . Das gibt eS nicht . Dann müssen
wir die Gemeindeordnung ändern . Da « jetzige Stadtgebiet
soll eingemeindet werden zur engeren Stadt . Dann wird
ein Teil OsternburgS das Stadtgebiet werden . Dann hat
Herr Dannemann  angeführt , die Mehrheit des Gemeinde¬
rats oder der Einwohner legten keinen Wert auf die Ein-

^ gemeindung . Ich weiß nicht , woher er diese Kenntnis hat.
Sie legten mehr Wert darauf , daß ein Beigeordneter als

^ Beamter übernommen würde . Herr Dannemann  mag
^ seine Kenntnis von irgend welchen Hintertorpolitikern be-! ziehen, von der Gemeindevertretung hat er sie nicht , denn
! sonst würde er wissen , daß der Beigeordnete und seine
i Parteifreunde nicht die Antragsteller gewesen sind , daß ein
! Beigeordneter übernommen würde von Oldenburg und daß

diejenigen , denen Herr Dannemann  hier etwas unter¬
schieben will , selbst gesagt haben , das Interesse der Gemeinde
stände höher wie eine Beamtenschaft . Das ist eine Ver¬
dächtigung , die Herr Dannemann  mit keinem Wort be¬
weisen kann . (Zuruf Dannemann:  Das stimmt .) Bitte
Beweise . Ob Sie sagen es stimmt oder nicht , damit ist eS
noch lange nicht wahr.

Präsident : Das Wort ist nicht mehr verlangt? Ich
schließe die allgemeine Besprechung und die Beratung zu
den Anträgen 1— 3. Wir kommen zur Abstimmung und
zwar zunächst über den Antrag 1 . Ich bitte die Abge¬
ordneten , die diesen Antrag annehmen wollen , sich zu er¬
heben . — Geschieht . — Der Antrag ist abgelehnt . E « ist
sodann abzustimmen über den event . Antrag 2 . Ich bitte
die Abgeordneten , die diesen Antrag 2 annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist ebenfalls
abgelehnt . Ich bitte nun die Abgeordneten , die den Antrag 3,
den Antrag der Mehrheit , annehmen wollen , sich zu erheben.
— Geschieht . — Der Antrag ist angenommen . Es folgt
der Antrag 4:

Annahme deS § 2 mit der Maßgabe , daß dem ersten
Absatz folgendes als Absatz nachgefügt wird:

Die ländlichen Teile der bisherigen Gemeinde
Osternburg werden dem jetzigen Stadtgebiet an¬
gegliedert oder bilden , wenn das vorhandene
Stadtgebiet vorher mit der engeren Stadt ver¬
einigt wird , ein eigenes Stadtgebiet . Zu den
besonderen Verhältnissen des Stadtgebiets gehört
namentlich die gewöhnliche Unterhaltung der Wege
im Stadtgebiet . Die Kosten der besonderen An¬
gelegenheiten der engeren Stadt und des Stadt¬
gebiets sind aus der Kasse der betreffenden Ge¬
meinde - Abteilung zu bestreiten . Alles weitere
wird gemäß der Gcmeindeordnung durch Gemeinde¬
statut geregelt.

Zu diesem Anträge 4 ist ein genügend unterstützter
Antrag von Herrn Dannemann  überreicht , der folgenden
Wortlaut hat:

Annahme des Antrages 4 mit der Aenderung , daß
der erste Satz folgenden Wortlaut erhält : Die länd¬
lichen Teile der bisherigen Gemeinde Osternburg
bilden ein eigenes Stadtgebiet.

Es ist weiter von einem Teil des Ausschusses der An¬
trag 5 gestellt:

Annahme des Z 2.
Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 4 und 5 des
Ausschusses und zu dem Verbesserungsantrag Dannemann.
Das Wort hat Herr Abg . Dannemann.

Abg . Dannemann : Ich beantrage namentliche Ab¬
stimmung über den Verbesserungsantraa.

Präsident : Wird der Antrag unterstützt? (Ja .) Das
Wort hat der Herr Ministerpräsident.

Ministerpräsident Tantzen : Meine Herren ! Die Re¬
gierung ist der Meinung , daß mit der Annahme dieses
Antrages in der Voraussetzung , daß das übrige Stadtgebiet
einst eingemeindet wird , die Gemeindeordnung geändert wird
in diesem speziellen Fall , daß also zwei Stadtgebiete zu

85*
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bilden sind . Daß das durch dieses Gesetz nicht möglich ist,
ist selbstverständlich . Praktisch , glaube ich, hat es geringe
Bedeutung , weil die Stadt Oldenburg mit dem Gedanken
umgeht , das jetzige Stadtgebiet einzugemeinden . Beide Ver¬
tretungen haben es beschlossen. Es handelt sich nur darum,
daß dieser Beschluß zur Durchführung kommt , bevor die
Eingemeindung zur Durchführung kommt . Ob Sie den
Antrag Dannemann  annehmen oder nicht , das ist für die
praktische Gestaltung gleichgültig.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Hartong
(Delmenhorst ).

Abg . Hartong : Ich halte zwei  Stadtgebiete für aus¬
geschlossen . Das geht nicht . Dann einige Worte zur
Motivierung meiner Abstimmung . Ich werde gegen den
Antrag Dannemann  stimmen . Ich halte die Stadtgebiets¬
schöpfungen für Mißgeburten . Die Gründe , die das jetzige
Stadtgebiet Oldenburg zu dem Anträge auf Eingemeindung
veranlassen , werden das jetzt zu schaffende Stadtgebiet
baldigst zu dem gleichen Anträge veranlassen . Ich glaube,
daß ich im Interesse der Beteiligten handle , wenn ich gegen
die Schaffung eines Stadtgebiets stimme.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Henneicke.
Abg . Henneicke : Wir werden ebenfalls gegen den

Antrag Dannemann  stimmen , weil wir der Auffassung
sind , daß dann die späteren Verhandlungen mit Ohmstede
und Eversten bedeutend erschwert werden . Wenn festgelegt
wird , daß dieses ein Stadtgebiet bilden soll , so wird nicht
die Möglichkeit bestehen , den ländlichen Teil von Eversten
und Ohmstede angliedern zu können . Die Unmöglichkeit ist
schon dargelegt worden , daß zwei Stadtgebiete in einer Stadt
nicht zulässig sind . Wir werden deshalb dagegen stimmen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Dannemann.
Abg . Dannemann : Gesetze kann man durch Gesetze

ändern . Wenn etwas bestimmt wird durch Gesetz , kann es
durch Statut nicht geändert werden . Ich will das , was in
der Vorlage selbst gesagt ist , verwirklichen . In der Be¬
gründung heißt es , daß das jetzige Stadtgebiet aufgehoben
wird , und das setzen wir voraus und das hat auch der
Antragsteller vorausgesetzt . Ich will , daß das ländliche
Gebiet von Osternburg ein besonderes Stadtgebiet bildet,
damit die Stadt die Eingemeindung von Bürgerfelde durch¬
führt . Die Regierung weiß es nicht , ob der Stadtrat das
auch verwirklicht . Herrn Hartong  kann ich sagen , daß er
die Verhältnisse nicht kennt , wenn er sagt , daß die Be¬
wohner des Stadtgebiets bald kommen werden , daß das
Stadtgebiet aufgehoben werden soll . Ich kenne die Ver¬
hältnisse , und Sie brauchen nicht zu befürchten , daß dieser
Antrag sobald kommt.

Präsident :, Das Wort hat der Herr Ministerpräsident.
Ministerpräsident Tantzen : Meine Herren ! Kein

Mensch kann in die Zukunft sehen , und ich will nicht
prophezeien , ob früher oder später der Antrag auf Ab¬
schaffung des Stadtgebietsbezirks kommen wird . Ich möchte
sagen , daß ich Herrn Hartong  dahin verstanden habe , daß
er überhaupt gegen die Schaffung von Stadtgebieten ist und
daß die Mehrheit den Weg des Antrages 4 nicht für richtig
hält . Ich kann nur erklären , daß die Regierung nach wie
vor für die Eingemeindung von ganz Osternburg eintritt

ohne Schaffung eines Stadtgebiets . Wenn die Mehrheit
den Antrag ablehnen sollte , liegt das im Interesse der
ganzen Sache.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Hug.
Abg . Hug : Ich kann Ihnen nur empfehlen , der Ansicht,

der vom Regierungstisch Ausdruck gegeben ist , zu folgen'.
Ich habe , solange ich Herrn Dannemann  kenne als Ge¬
meindevorsteher , ihn als einen praktischen Mann betrachtet.
Aber hier irrt er sich. Ich kann Ihnen sagen aus meinen
Erfahrungen über die Trennung von Stadt und Stadtgebiet,
daß absolut nichts dabei herauskommt . Derselbe Kampf,
zu dem Sie Anlaß gegeben haben , Herr Dannemann,
ist geführt worden , als Rüstringen in Stadt und Stadt¬
gebiet gegliedert wurde . Es hat sich herausgestellt , daß die
Bewohner des Stadtgebiets , als sie die Vorteile der Stadt
haben wollten , abgewiesen wurden , und die Nachteile , die
die Stadt nicht beseitigen kann , sind ihnen geblieben , sodaß
sich ohne Schmerzen und ohne Reibereien nach und nach
die Idee von 1911 herausgebildet hat : Es ist das Beste,
wenn es kein Stadtgebiet gibt , sondern einfach eine Stadt.
Bei einer vernünftigen Verwaltung und einer verständigen
Vertretung , die die Verhältnisse tagtäglich sieht , und die die
wirtschaftlichen Bedürfnisse kennt , halte ich es für ausge¬
schlossen, daß die Interessen der Bewohner des rein länd¬
lichen Gebiets nicht zu ihrem Rechte kommen . Sie können
dann auch an den Vorteilen , die der Anschluß ihnen bietet,
teilnchmen , wenn nicht die Schranken des Stadtgebiets vor¬
handen sind . Ich möchte bitten , davon Abstand zu nehmen,
ein Stadtgebiet zu bilden und die Regierungsvorlage an¬
zunehmen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Stukenberg.
Abg . Stukenberg : Die Debatte läuft wunderlich.

Wir kommen wieder zu der grundsätzlichen Frage , ob cs
richtig ist , ein Stadtgebiet zu schaffen . Ich möchte aber
betonen , daß dieser Antrag im Einverständnis mit der Re¬
gierung eingebracht worden ist . Und wir wundern uns , daß
jetzt gesagt wird , daß die Regierung grundsätzlich gegen die
Schaffung deS Stadtgebiets ist . Ich bitte doch die Regierung,
uns nicht die Annahme der ganzen Vorlage zu ersckweren.
Der Stadtmagistrat Oldenburg hat keinerlei grundsätzliche
Bedenken gegen diese Beordnung einzuwenden . Das Bei¬
spiel der Einbeziehung von Bürgerfelde zeigt doch, daß die
Leute es am eignen Leibe spüren müssen , welche Beordnung
vorteilhafter für sie ist.

Präsident : Herr Geheimrat Tappenbeck  hat das
Wort.

Geh . Oberregierungsrat Tappenbeck : In meiner Er¬
klärung , daß die Regierung gegen das Stadtgebiet keine Ein¬
wendungen erheben wolle , liegt ein Zugeständnis , um das
Zustandekommen des Gesetzes zu erleichtern . Die Regierung
steht an sich auf dem Standpunkte , daß es klarere Ver¬
hältnisse gibt , wenn von der Bildung eines Stadtgebiets
abgesehen wird . Es ist aber zuzugeben , daß mit der Stadt¬
gebietsbildung gewisse Vorteile für die ländliche Bevölkerung
verbunden sind , und daß die Geschäftsführung der städtischen
Verwaltung dadurch nicht übermäßig erschwert zu werden
braucht.
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Präsident : Herr Abg. Albers hat das Wort.
Abc;. Albers : Ich will nicht verhehlen von meinem

Persönlichen Standpunkt aus , daß ich schwere Bedenken gegen
die Einrichtung eines Stadtgebiets habe , und zwar teile ich

^ diese Bedenken mit Kommunalpolitikern aus der Stadt Oldcn-
! bürg und aus der Gemeinde Osternburg , trotzdem werde ich

für den Antrag 4 stimmen , weil ich will , Daß die Einge-
s meindung vorwärts kommt , und ich glaube , daß die Ein-
! richtung eines Stadtgebiets nur ein Uebergang bedeutet;

im übrigen nehme ich als selbstverständlich an , daß die Ver¬
tretung der Stadt Oldenburg und der Gemeinde Osternburg
einverstanden ist mit einer solchen Regelung.

Präsident : Ich kann nochmals die Debatte schließen.
Es liegt ein Verbesserungsantrag Dannemann vor in
Bezug auf die Fassung des ersten Satzes , der wohl sämt-

i lichen Herren jetzt klar ist . lieber diesen Verbesserungsantrag
! stimmen wir zunächst ab , und zwar ist namentliche Abstim¬

mung beantragt . Die Abstimmung beginnt mit dem Buch¬
staben Z . Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag
Dannemann  annchmen wollen , bei Aufruf ihres Namens

! mit ja , die ihn ablehnen wollen , mit nein zu antworten.
; Zehetmair nein , Zimmermann nein , Zipp ja,
! Albers nein , Bäuerle nein , Bartels nein , Behlen ja,

Behrens nein , Dannemann ja , Denis nein , Dörr
fehlt , Dohm ja , Feigel nein , Frerichs nein , Fröhlc
nein, Harries nein , Hartong (Delmenhorst ) nein , Har-
tong (Birkenfeld ) nein , Haßkamp nein , Heitmann nein,

; Frau Henke nein , Hcnneicke nein , Hollmann ja , Hug
! nein, Jordan nein , Kalkkuhl enthalte mich, Kaper (Bur-
^ meide) ja , Kaper (Ellenserdamm ) nein , Ketelhohn nein,
! König nein , Krause nein , Lohse ja , Meyer nein,

Müller nein , Nieberg nein , Raschke fehlt , Sante nein,
Schmidt nein , Schömer nein , Schröder ja , Stark fehlt,
Stukenberg nein , Svenson fehlt , Tantzen nein , Unkel-

^ bach ja , Wehand ja , Wiechmann ja , Willenborg nein,
i Der Antrag ist mit 32 zu 11 Stimmen abgelehnt.

Wir stimmen nunmehr über den Antrag 4 , in der Fassung
des Gerichts , ab , und bitte ich die Abgeordneten , die diesen
Antrag annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —

^ Er ist angenommen.
Es folgt der Antrag 5 : „Annahme des 8 2 ." Der

ist durch den Antrag 4 modifiziert und erledigt . Folgt der
Antrag 6 : „Annahme der 88 3 und 4 ." Ich eröffne die
Beratung zu diesem Antrag 6 und zu den HZ 3 und 4.
Wenn niemand das Wort wünscht , können wir über den
Antrag 6 abstimmen . Ich bitte die Herren , die den An¬
trag 6 annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Der Antrag ist angenommen . Im Antrag 7 beantragt ein

^ Teil des Ausschusses:
! Annahme des 8 5 mit folgendem Wortlaut:

! 8 5.
^ Das Statut 63 der Stadt Oldenburg , betreffend
.! Grundsteuerordnung , und daS Statut 86 , betreffend
> den Schlachthofzwang in der Stadtgemeinde Olden¬

burg , finden auf das Gebiet der bisherigen Gemeinde
Osternburg nur mit der Einschränkung Anwendung,
daß in den außerhalb der bisherigen Ortsgenossen¬
schaft gelegenen Gemeindeteilen

1 . die jetzige Art der Grund - und Gebäudebesteue¬
rung bis zu einem abweichenden Mehrheits¬
beschlüsse der Stadtgebietsvertretung oder bis zu
einer anderen gesetzlichen Regelung der Besteue¬
rung für den Freistaat Oldenburg beibehalten und

2 . gemäß Z 4 des Statuts 86 die Hausschlach¬
tungen von Schweinen , Ziegen , Schafen und
Rindern , deren Fleisch ausschließlich oder vor¬
nehmlich im eigenen Haushalt des Besitzers ver¬
wendet werden soll , gestattet wird.
Im Gebiete der bisherigen Ortsgenossenschaft

werden Hausschlachtungen von Schweinen , Ziegen
und Schafen , deren Fleisch ausschließlich oder vor¬
nehmlich im eigenen Haushalt des Besitzers verwendet
werden soll , gemäß 8 4 des Statuts 86 , zunächst
auf 10 Jahre nach Inkrafttreten der Eingemeindung
gestaltet.

Ein Teil des Ausschusses stellt dann den Antrag 8 : „An¬
nahme des § 5 " nach der Regierungsvorlage . Ich eröffne
die Beratung zum § 5 und zu den beiden Anträgen 7 und 8.
Das Wort wird nicht verlangt ? Ich schließe die Beratung.
Wir können über dir Anträge abstimmen , und zwar zunächst
über den Antrag 7, der sich in der Konsequenz der Stadt-
gcbietsbildung ergibt . Ich bitte also die Abgeordneten , die
den Antrag 7 annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Er ist angenommen . Damit ist der Antrag 8
erledigt . Der Antrag 9 , von der Mehrheit des Ausschusses
gestellt , lautet:

Annahme des § 6 mit der Aenderung , daß hinter
„Gemeindestatut " eingefügt wird : „im Gebiete der
bisherigen Ortsgenossenschaft Osternburg " .

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag und zum § 6.
DaS Wort ist nicht verlangt ? Wir können abstimmen ; und
bitte ich die Abgeordneten , die den Antrag 9 annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Er ist angenommen.
Im Antrag 10 beantragt ein Teil des Ausschusses:

Annahme des 8 7 unter Hinzufügung folgenden
Satzes:

Die Stadtgebictsvertretung wählt die Mitglieder
des einzurichtenden landwirtschaftlichen Ausschusses
außer dem Vorsitzenden und dem Dezernenten , die
vom Magistrat bestellt werden.

Ein Teil des Ausschusses beantragt dann im Antrag 11:
„Annahme des 8 7 ." Ich eröffne die Beratung zu den
Anträgen 10 , 11 und zum § 7 . Auch hier wird das Wort
nicht verlangt ? Wir können abstimmen . Ich bitte also die
Abgeordneten , die den Antrag 10 annehmen wollen , sich zu
erheben . — Geschieht . — Er ist angenommen . Damit ist
wieder der Antrag 11 erledigt . Im Antrag 12 wird „An¬
nahme der ßß 8 , 9 und 10 " verlangt . Ich eröffne die
Beratung zu diesem Antrag und zu den 88 8 , 9 , 10 . Wenn
niemand das Wort wünscht , bitte ich die Abgeordneten , die
den Antrag 12 annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Er ist angenommen . Ein Teil des Ausschusses
beantragt dann im Antrag 13:

Annahme des 8 11 mit der Aenderung , daß hinter
dem Wort „Stadtrat " eingefügt wird : „und der
Stadtgebietsvertretung " .

1
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Ein anderer Teil beantragt im Antrag 14: „Annahme des
Z 11." Ich eröffne zu diesen beiden Anträgen und zum
Z 11 die Beratung. Wenn niemand das Wort wünscht,
kommen wir zur Abstimmung; und bitte ich die Abgeord¬
neten, die den Antrag 13 annehmen wollen, sich zu erheben.
— Geschieht. — Er ist angenommen. Damit ist der An¬
trag 14 erledigt. Ein Teil des Ausschusses stellt dann den
Antrag 15:

Annahme des ß 12 in folgender Fassung:
Die neugewählten Mitglieder des Stadtrats und
der Stadtgebietsvertretung treten Anfang Oktober
1922 ihr Amt an. Bis zu ihrer Einführung
bleiben die ausscheidenden Mitglieder in Tätigkeit.

Die Amtsdaucr der ncugewählten Stadtrats¬
mitglieder, der Stadtgebietsvertretung und der von
beiden Körperschaften zu wählenden Ausschüsse,
Kommissionen, unbesoldeten Magistratsmitglieder,
Bezirksvorsteher und sonstigen Ehrcnbeamten reicht
bis zum Beginn des Jahres 1925.

Ein anderer Teil des Ausschusses stellt den Antrag 16:
„Annahme des § 12." Ich eröffne die Beratung zu diesen
Anträgen 15. 16 und zum § 12. Das Wort wird nicht
verlangt? Wir stimmen über den Antrag 15 ab; und bitte
ich die Abgeordneten, die ihn annehmen wollen, sich zu er¬
heben. Er ist angenommen. Antrag 16 ist damit erledigt.
Die Mehrheit des Ausschusses stellt dann den Antrag 17:
„Annahme des Z 13." Ich eröffne hierzu die Beratung.
Wenn niemand das Wort wünscht, stimmen wir ab; und
bitte ich die Abgeordneten, die den Antrag 17 annehmen
wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Er ist angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung dieses Gesetzentwurfs bis
heute nachmittag4 Uhr. Ist die Frist lang genug? (Zu¬
stimmung.) Also bis heute nachmittag4 Uhr.

ES folgt der 15. Gegenstand:
Bericht des Ausschusses2 (Verwaltungsausschuß) über

den Entwurf eines Landwirtschaftskammergesetzesfür den
Laudesteil Oldenburg. Zweite Lesung. (Anlage 86.)

Zur Geschäftsordnung Herr Abg. Lohse.
Abg. Lohse : Es wird notwendig sein, daß vor der

Verhandlung der Punkte 19 und 20 der Tagesordnung eine
Pause eintritt, damit die Fraktionen nochmals untereinander
sich besprechen können wegen der Wahlen. Es war uns
nicht bekannt, daß die Tagesordnung da war. Jedenfalls
ist bei uns notwendig, daß über die Wahlen eine Besprechung
stattfindet, und im Anschluß daran möchte ich bitten, diese
Pause jetzt eintrcten zu lassen, weil zu dem Landwirtschafts¬
kammergesetz Verbcsserungsanträge zu den Ausschußanträgen
zweiter Lesung gestellt sind. Es handelt sich um die zweite
Lesung; und es ist meines Erachtens notwendig, daß sich
die Fraktionen darüber klar werden, wie sie zu den Ver¬
besserungsanträgen Stellung nehmen wollen. Ich glaube,
es wird genügen, wenn die Pause eine Viertelstunde oder
10 Minuten dauert.

Präsident : Ich will bemerken, daß zu dem Gegen¬
stand der Tagesordnung, der uns jetzt vorliegt, ein Land-
wirtschaftskammergesctz, mir bisher nur ein Verbesserungs¬
antrag, und zwar von Herrn Abg. Willenborg , überreicht
ist, der zum Antrag 5 des Ausschusses gestellt ist. Der

Antrag 5 des Ausschusses geht auf die Gruppenbildung.
Er will, wenn ich recht übersehe, die Hektarzahl von 4—15
verändern in l?/z—12. Weitere Anträge liegen zu diesem
Gesetzentwurf nicht vor.

Abg. Lohse : Das ist gerade der Antrag, der mich
veranlaßt, um diese Pause zu bitten.

Präsident : Zur Geschäftsordnung Herr Abg. Müller.
Abg. Müller : Ich möchte um Auskunft bitten, ob

wir um 1 Uhr aufhören und heute nachmittag wieder an¬
fangen oder bis 2 Uhr durchsitzen wollen. Wir werden auf
keinen Fall bis 2 Uhr alles erledigen können.

Präsident : Ich möchte allerdings, wenn wir wirklich
noch Beratung pflegen wollen über diesen Gegenstand Land-
wirtschaftskammcrgesetz und über die Wahlen, empfehlen, daß
wir diesen Punkt und auch nötigenfalls die Wahl einfach
zurücksctzen und bleiben bei der übrigen Tagesordnung. Das
Kammergesctz zurücksctzen; und wenn über die Wahlen noch
Besprechung stattfinden soll, könnten die ja nach Schluß der
Sitzung stattfinden. Zur Geschäftsordnung Herr Abg.
Dannemann.

Abg. Dannemann : Ich möchte doch, daß das Land¬
wirtschaftskammergesetz zur Erledigung kommt.

Präsident : Es soll nur eine Pause gemacht werden;
wie weit die uns aufhält, ist mir zweifelhaft. Ist der
Landtag damit einverstanden, daß jetzt eine Pause gemacht
wird? Dann bitte ich die Abgeordneten, die eine Pause
machen wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Das ist
die Mehrheit. Wir machen eine Pause von einer Viertel¬
stunde; 5 Minuten nach geht eS wieder los.

(Verkündet 12 Uhr 20 Minuten.)

Fortsetzung 12 Uhr 40 Minuten.
Präsident : Ich eröffne wieder dir Sitzung.
Der 15. Gegenstand der Tagesordnung ist der
Bericht des Ausschusses2 (Verwaltuugsausschuß) über

den Entwurf eines Landwirtschnftskannnergesetzesfür den
Landesteil Oldenburg. Zweite Lesung. (Anlage 86.)

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den Antrag 1:
„Annahme deS Antrages deS Regierungsbevollmächtigten,^
der im Bericht vorgetragen ist. Eine Mehrheit stellt den
Antrag 2:

Annahme des Artikels4 in der Fassung des Ent-
, Wurfs mit der Aenderung, daß nach Absatz2 ein

neuer Absatz folgenden Wortlauts nachgefügt wird:
Die Regelung der landwirtschaftlichen Arbeitslöhne
und die parteipolitische Vertretung der Landwirt¬
schaft und des landwirtschaftlichenBerufsstandes
ist nicht Sache der Landwirtschaftskammer.

Ich eröffne die Beratung zu diesen Anträgen1, 2 und zum
Antrag des Regierungsbevollmächtigten. Wird das Wort
nicht verlangt? Wir kommen zur Abstimmung, und zwar
zunächst über den Antrag 2 der Mehrheit des Ausschusses.
Ich bitte die Abgeordneten, die diesen Antrag 2 annehmen
wollen, sich zu erheben und stehen zu bleiben. Es ist die
Mehrheit, ist angenommen. Damit ist der Antrag1 erledigt.

Im Antrag 3 beantragt ein Teil des Ausschusses:
„Annahme des Antrages Dannemann, " der im Bericht
erwähnt ist. Ein anderer Teil des Ausschusses stellt den
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Antrag 4 : „Annahme des Antrages des Regierungsbevoll¬
mächtigten." Ich eröffne zu diesen beiden Anträgen und
zu den Anträgen des Abg. Dannemann  und des Regie¬
rungsbevollmächtigten die Beratung . Auch hier wird das
Wort nicht verlangt? Wir kommen zur Abstimmung, und
zwar zunächst über den Antrag 3: „Annahme des Antrages
Dannemann ." Ich bitte die Abgeordneten, die diesen
Antrag annehmen wollen, sich zu erheben und stehen zu
bleiben. — Geschieht. — 24. Es ist die Mehrheit. Der
Antrag ist angenommen. Damit ist der Antrag 4 erledigt.

Im Antrag 5 des Berichts wird „Annahme des An¬
trages Dannemann"  verlangt . Dazu ist, wie ich vorhin
schön mitteilte, ein VerbesserungsantragWillen borg  gestellt,
der folgendermaßen lautet:

Ich beantrage Annahme des Antrags 5 mit den
Aenderungen, daß in Gruppe 2, unter Buchstaben
a) und d), jedesmal die Ziffer 25 durch 15 ersetzt
wird, in Gruppe 3, unter Buchstaben a) und 5),
jedesmal die Ziffer 4 durch l?/? und die Ziffer 15
durch 12 ersetzt wird.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Verbefferungsantrag,
zum Antrag 3 und dem Antrag Dannemann.  Ein an¬
derer Teil des Ausschusses beantragt im Antrag 6 : „An¬
nahme des Antrages des Regierungsbevollmächtigten." Ich
eröffne auch hierzu gleich die Beratung und gebe dem Herrn
Ministerpräsidenten das Wort.

Ministerpräsident Tantzen : Meine Herren! Ich will
Ausführungen, die ich einmal gemacht habe, nicht wieder¬
holen, möchte aber doch betonen, daß die Negierung nach
wie vor der Meinung ist, daß die Drittelung dem wirt¬
schaftlichen Interesse der Parität aller in der Landwirtschaft
tätigen Personen in ihrer Mitwirkung in der Kammer
besser entspricht als jeder der beiden anderen jetzt vorliegenden
Anträge. Die beiden Anträge, die beide von der Viertelung
ausgehen, unterscheiden sich aber auch nicht unwesentlich.
Dazu möchte ich bemerken, daß der Verbesserungsantragdes
Herrn Abg. Willenborg  von der Regierung akzeptiert
wird. Er ist mir auch erst eben bekannt geworden. Aber
er scheint mir immerhin noch mehr der Absicht zu entsprechen,
daß alle in der Landwirtschaft beteiligten Kräfte auch in
der Landwirtschaftskammer einigermaßen angemessen vertreten
sein sollen, als die Viertelung nach dem Antrag Danne¬
mann  es erreichen würde. Die Viertelung in dem Antrag
Dannemann  würde allzu sehr und zwar ganz einseitig
nur den Betriebsgrößenstandpunkt in den Vordergrund stellen.
In der letzten Gruppe also zu ein Viertel sollen alle Be¬
triebsgrößen bis 4 da und alle ohne Betrieb in der Land¬
wirtschaft tätigen Personen wählen. Das ist eine ungeheuer
große Zahl gegenüber ihrer Vertretung von ein Viertel der
Mitglieder. Es ist zwar richtig, daß in dem ursprünglichen
Antrag, wo von lst/o bis 15 lls, die Rede war, die Betriebs¬
größen von 6, 7, 8 bis 15 sts, kaum vertreten sein würden.
Denn über l /̂o bis 4, 5, 6 sta steckt die große Mehrheit.
Das ist geändert durch den Antrag Willenborg,  indem
er die Höchstgrenze der dritten Gruppe auf 12 llo. hinauf¬
setzt. Deshalb glaubt die Regierung, daß sie dem Antrag
Willenborg  eher zuneigen kann — nachdem natürlich die
Drittelung nicht etwa aufgegeben ist — als dem Antrag
Dannemann.  Und ich möchte, wenn es auf die Ab¬

stimmung vielleicht eine Einwirkung hat, vom Standpunkte
der Regierung aus betonen, daß der Antrag Dannemann
nach Ansicht der Regierung am weitesten abweicht von der
Regierungsvorlage.

. Präsident : Ich muß aber erst über den Verbesserungs¬
antrag Willenborg  abstimmen lassen, weil er zu dem
Antrag Dannemann  als Verbesserungsantrag gestellt ist.
Und dann, wenn der Antrag Willen borg  angenommen
wird, wird über den Antrag Dannemann  in der ver¬
besserten Form abgestimmt. Herr Abg. Dannemann  hat
das Wort.

Abg. Dannemann : Ich habe den Standpunkt ver¬
treten, daß es richtiger sei, den Antrag so zu lassen, wie
ich ihn gestellt habe. Nachdem aber ein Verbcsserungs-
antrag gestellt ist, werde ich für den Verbesserungsantrag
stimmen. Ich bin auch der Meinung, daß zunächst über
den Verbesserungsantrag abzustimmen ist und nicht über den
Antrag, der am meisten abweicht von der Regierungsvorlage.
Wenn der Herr Ministerpräsident meint, daß der Antrag
Willenborg  um so eher anzunehmen ist, weil er nicht
so hoch hinaufgeht, 12 statt 15 lla, so irrt er sich; das ist
unten wieder angeflickt, das gleicht sich aus. Ich sehe aber
keinen wesentlichen Unterschied und werde infolgedessen für
den Antrag Willen borg  stimmen.

Präsident : Herr Abg. Willenborg  hat das Wort.
Abg. Willenborg : Ich bin auch der Ansicht, daß

zuerst über den Verbesserungsantragabgestimmt werden muß,
weil er doch ein Verbesserungsantragzum Antrag Danne¬
mann  ist.

Präsident : Das Wort ist nicht verlangt? Dann darf
ich die Beratung schließen. Wir kommen zur Abstimmung
zunächst über den VerbesserungsantragWillenborg.  Ich
bitte die Abgeordneten, die ihn annehmen wollen, sich zu
erheben und stehen zu bleiben. Das ist die Mehrheit, er
ist angenommen. Wir stimmen nunmehr über den Antrag
Dannemann  in der Form ab, wie er sich durch den
Verbesserungsantrag Willen borg  ergibt . Ich bitte die
Abgeordneten, die diesen Antrag Dannemann  nunmehr
annehmen wollen, sich zu erheben und stehen zu bleiben.
— Geschieht. — Er ist angenommen. Damit ist der An¬
trag 6 erledigt.

Im Antrag 7 beantragt ein Teil des Ausschusses:
„Annahme des Antrags Dannemann ", ein anderer Teil
im Antrag 8: „Annahme des Antrages des Regierungs¬
bevollmächtigten." Ich eröffne die Beratung über die beiden
Anträge 7 und 8 und die Anträge des Abg. Dannemann
und deS Ncgierungsbevollmächtigten. Sie gehen zum Ar¬
tikel 10 des Gesetzes. Herr Abg. Lohse  hat das Wort.

Abg. Lohse : Jetzt bleibt denjenigen Herren, die gegen
die ersten Anträge gewesen sind, nichts anderes übrig, als
jetzt den Antrag 7 anzunehmcn; denn das ist die Konsequenz.
Sonst wird das ganze Gesetz unstimmig. Nachdem die
Viertelung einmal angenommen ist, muß der Antrag 7 auch
angenommen werden.

Präsident : Wenn das Wort nicht verlangt wird,
kommen wir zur Abstimmung. Ich bitte die Abgeordneten,
die den Antrag 7 annehmen wollen, sich zu erheben. — Ge¬
schieht. — Er ist angenommen. Damit ist der Antrag 8
erledigt.
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Der Antrag 9 lautet : „Annahme des Antrages Danne¬
mann ." Er ist zum Artikel 11 gestellt . Und Antrag 10:
„Annahme des Antrages des Regierungsbevollmächtigten . "
Ich eröffne die Beratung über diese Anträge 9 und 10.
Das Wort wird nicht verlangt ? Ich schließe die Beratung
und bitte die Abgeordneten , die den Antrag 9 , Antrag
Dannemann , annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Er ist angenommen . Damit ist der Antrag 10
erledigt . Weiter folgt der Antrag 11 einer Minderheit des
Ausschusses : „ Annahme des Antrages Dannemann " zum
Artikel 12 . Ich eröffne die Beratung . Wenn niemand
daS Wort wünscht , können wir abstimmen . Ich bitte die
Abgeordneten , die den Antrag 11 annehmen wollen , sich zu
erheben und stehen zu bleiben . — Geschieht . — Das ist die
Mehrheit , es ist angenommen . (Zuruf : Gegenprobe !) Ich
bitte dieselben Herren nochmals aufzustehen . — Geschieht . —
ES sind 24 , das ist die Mehrheit des Hauses.

Im Antrag 12 wird beantragt von einem Teil des
Ausschusses : „Äunahme des Antrages des Regierungs¬
bevollmächtigten . " Ich eröffne die Beratung . Ich bitte
die Abgeordneten , die den Antrag annehmen wollen , sich zu
erheben . — Geschieht . — Er ist abgelehnt.

Es folgen nunmehr die Anträge 13 , 14 und 15 . An¬
trag 13 : „Annahme des AntragesDannemann ." Antrag 14:
„Annahme des Antrages des Regierungsbevollmächtigten ."
Antrag 15 : „ Annahme des Antrages Frerichs . " Im
Antrag Dannemann steht , was gemeint ist . Im Antrag
Frerichs ist nur auf die erste Lesung Bezug genommen.
In erster Lesung beantragte er die Streichung der geson¬
derten Abstimmung . Ich eröffne die Beratung zu diesen
drei Anträgen Nr . 13 bis 15 . Da das Wort nicht verlangt
ist , stimmen wir zunächst über den Antrag 13 , Antrag
Dannemann , ab . Ich bitte die Abgeordneten , die diesen
Antrag annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Er ist angenommen . Ich bitte jetzt die Abgeordneten , die
den Antrag 15 , „Annahme des Antrags Frerichs " , an¬
nehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu bleiben.
— Geschieht . — Er ist abgelehnt . Durch die jetzige Ab¬
stimmung ist meines Erachtens der Antrag 14 , „Annahme
des Antrages des Regierungsbevollmächtigten " , erledigt.

Im Antrag 16 beantragt ein Teil des Ausschusses:
„Annahme des Antrages Dannemann . " Im Antrag 17
ein anderer Teil : „Annahme des Antrags Frerichs ." Und
im Antrag 18 ein dritter Teil : „Annahme des Antrages
des Regierungsbevollmächtigten . " Ich eröffne die Beratung
zu diesen drei Anträgen . Sie beziehen sich alle auf den
Artikel 31 . Wenn das Wort nicht verlangt wird , stimmen
wir ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 16,
Antrag Dannemann , annehmen wollen , sich zu erheben
und stehen zu bleiben . — Geschieht . — Er ist angenommen.
Ich bitte nunmehr die Abgeordneten , die den Antrag 17,
Antrag Frerichs , annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Er ist abgelehnt . Mit dieser Abstimmung ist
nunmehr der Antrag 18 erledigt.

Es folgt jetzt der Schlußantrag 19:

Annahme des Gesetzentwurfs mit den beschlossenen
Aenderungen und im ganzen.

Ich eröffne hierzu die Beratung . DaS Schlußwort kann
nur der Berichterstatter bekommen . Herr Abg . Henneicke i
hat das Wort.

Abg . Henneicke : Nachdem alle Anträge in Bezug auf i
die Viertelung angenommen worden sind , können wir dem >
Gesetz in seiner Gesamtheit unsere Zustimmung nicht mehr ^
geben und werden gegen die Vorlage stimmen . ^

Präsident : Das Wort ist sonst nicht verlangt? Dann <
bitte ich die Abgeordneten , die den Antrag auf Annahme §
des Gesetzentwurfs und im ganzen annehmen wollen , sich ^
zu erheben und stehen zu bleiben . — Geschieht . — Es ist !
angenommen . ^ i

Wir kommen zum 16 . Gegenstand:

Bericht des Ausschusses 2 , zum Gesetzentwurf , betreffend
die öffentliche Lebensversicherungsanstalt Oldenburg . Zweite
Lesung . (Anlage 89 .)

Von einem Teil des Ausschusses wird der Antrag 1
gestellt : „Annahme des Antrages des Abg . Nieberg ."
Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag und dem Antrag
Nieberg und gebe Herrn Abg . Nieberg das Wort.

Abg . Nieberg : Meine Dame und meine Herren!
Die Gründe , die uns veranlassen , gegen den Gesetzentwurf i
zu stimmen , habe ich bei der ersten Lesung vorgetragen.
Ich kann darum heute zusammenfassend sagen , daß wir den -
Entwurf ablehnen , weil wir einmal in dem Gesetzentwurf
nichts sehen , welches die Schaffung einer staatlichen Lebens¬
versicherungsanstalt zu einer Notwendigkeit macht , und weil
wir nicht einsehen können , inwiefern die staatliche Versiche¬
rung für die Versicherten ein Vorteil gegenüber den Privat¬
versicherungen bedeutet . Aber ich kann noch weitergehen und
sagen , daß nach meinem Dafürhalten auch die staatliche
Lebensversicherungsanstalt in der Form , wie sie Vorschlägen
wird , kaum lebensfähig sein wird , einmal , da Oldenburg
nach meinem Dafürhalten zu klein ist , und zweitens , weil !
besonders heute es außerordentlich schwer ist , überhaupt
Lebensversicherungen abzuschließen , schwer darum , weil in ,
den Zeiten der Geldentwertung die meisten Leute es sich >
überlegen , sich in die Lebensversicherung einzukaufen . Wenn
die Geldverhältnisse noch schlechter werden , wenn unsere Mark ^
weiter sinkt , so werden alle diejenigen , die heute eine Lebens - i
Versicherung abschließen , nachher nicht das mit der Lebens¬
versicherung erreichen , was sie erreichen wollten , nämlich die
Fürsorge für die Familie . Aber wenn auf der andern Seite
die Mark steigt , so wird es ihnen auf die Dauer nicht
möglich sein , die hohen Prämien zu zahlen , die sie bei dem
heutigen Stande der Mark bezahlen können . Aus den ^
Gründen stimmen wir gegen den Gesetzentwurf und bitten , >
Antrag 1 anzunehmen . ^

Präsident : Das Wort ist nicht mehr verlangt?
Ich schließe die Beratung . Wir stimmen ab . Ich bitte die i
Abgeordneten , die den Antrag 1 annehmen wollen , sich zu ;
erheben und stehen zu bleiben . — Geschieht . — Ick bitte !
um die Gegenprobe . — Geschieht . — Der Antrag ist ab- !
gelehnt . Antrag 2 lautet : !

Annahme des Antrages 1 des Regierungsbevoll¬
mächtigten.
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Ich eröffne die Beratung zu dem Anträge 2 und gleichzeitig
zu dem Anträge 3:

Annahme des Antrages 2 des Regierungsvertreters.
Das Wort hat Herr Abg . Lohse.

Abg . Lohse : Ich bedaure , als Gegner dieses Teils
der Vorlage auftreten zu müssen . Die Bestimmungen , die
als Z 11 eingefügt werden sollen , halte ich für bedenklich,
lleberall , sonst in allen Vorschriften über Beurkundungen,
wird verlangt , daß die Urkundsbeamten unbeteiligt sind.
Derjenige , der eine Beurkundung oder Beglaubigung vor¬
nimmt , darf nicht in eigener Sache handeln . Hier soll ein
Beamter der betreffenden Anstalt , die durch die Urkunde
Rechte erwirbt , die Beurkundung vornehmen können . Das
halte ich für falsch . Es ist schon in der Praxis nicht immer
ohne Bedenken gewesen , daß die Gemeindebeamten derartige
Beurkundungen vornehmen können in Angelegenheiten der
Gemeinde . Man kann außerordentlich zweifelhaft sein , ob
man mit einer derartigen Beurkundungsbefugnis auch nur
die Vorschriften des Neichsgesetzes über eine Beurkundung
erfüllt . Ich halte es für unrichtig , in ein neues Gesetz nur
aus gewissen Vcquemlichkeitsgründen eine derartige Vorschrift
hineinzunehmen und bitte deshalb , diesen Antrag 2 des Re-
gierungsbcvollmächtigten abzulchnen.

Präsident : Das Wort hat Herr Geheimrat Stein.
Geh . Oberfiuanzrat Stein : Ich möchte darauf kurz

erwidern , daß dieses Gesetz , wie es vorgelegt ist , eine Wieder¬
gabe ist von unzähligen gleichartigen Gesetzen , die anderswo
bestehen . Die Bedenken , die Herr Lohse vorgetragen hat,
glaube ich, erledigen sich dadurch , daß es nicht im eigent¬
lichen Sinne privatwirtschaftlicke Interessen sind , sondern
öffentliche Interessen , und daß doch niemals von irgend einer
Seite Bedenken dagegen erhoben sind.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Lohse.
Abg . Lohse : Ich bin keineswegs sicher , daß wir nicht

riskieren , daß bei Annahme des Antrages das Gericht sagt,
eine derartige Beurkundung sei nicht gültig.

Präsident : Das Wort ist nicht weiter verlangt?
Wir kommen zur Abstimmung . Ich bitte die Abgeordneten,
die die Anträge 2 und 3 annehmen wollen , sich zu erheben.
— Geschieht . — Die Anträge sind angenommen . Im An¬
träge 4 beantragt ein Teil des Ausschusses:

Annahme des Antrages 3 des Regierungsbevoll¬
mächtigten.

Und im Anträge 5:
Annahme des Antrages 4 des Regierungsbevoll¬
mächtigten.

Der Ausschuß stellt den Antrag 6 : ,
Annahme des Antrages 5 des Regierungsbevoll¬
mächtigten.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 4 , 5 und 6.
Das Wort wird nicht verlangt ? Wir stimmen über die
Anträge einzeln ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag 4 annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Der Antrag ist abgelehnt . Ich bitte die Abgeordneten , die
den Antrag 5 annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist angenommen . Ich bitte nun die

Ttenogr . Berichte . II . Landtag. 6. Versammlung.

Abgeordneten , die den Antrag 6 annehmen wollen , sich zu
erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist angenommen.
Im Anträge 7 beantragt ein Teil des Ausschusses:

Annahme des Antrages des Abg . Tantzen.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zu dem
Anträge Tantzen . Das Wort wird nicht verlangt ? Wir
stimmen ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der
Antrag ist abgelehnt . Antrag 8 lautet:

Annahme des Antrages 1 des Abg . Behrens.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zu dem
Anträge Behrens . Da das Wort nicht verlangt wird,
schließe ich die Beratung und bitte die Abgeordneten , die
den Antrag annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist abgelehnt . Antrag 9 lautet:

Annahme des Antrages 4 des Abg . Behrens.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zu dem
Anträge Behrens . Da niemand das Wort verlangt , stim¬
men wir ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der
Antrag ist abgelehnt . Eine Mehrheit stellt den Antrag 10:

Annahme des Gesetzentwurfs im ganzen , wie er aus
den Beschlüssen der ersten und zweiten Lesung hcrvor-
gegangen ist.

Im Anträge 11 beantragt die Mehrheit:
Der Landtag wolle zum Voranschlag der Zentralkasse
des Freistaats Oldenburg bewilligen:

1 . zu 8 14 der Einnahmen (6 . aus Anleihe ) ferner
350000

2 . zu § 36 der Ausgaben (L zur Bildung eines
Stammvermögens und einer Einrichtungsmasse
der Oeffentlichen Lebensversicherungsanstalt)
350000

Ich eröffne die Beratung zu den beiden Anträgen 10 und 11.
Das Wort wird nicht verlangt ? Ich lasse über beide An¬
träge zusammen abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten , die
die beiden Anträge annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Die Anträge sind angenommen . Es folgt der
Antrag 12:

Der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß einem Vorstandsmitgliede der Oeffentlichen Lebens¬
versicherungsanstalt die Zivilstaatsdienereigenschaft
verliehen wird.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge . Das Wort
ist nicht verlangt ? Wir stimmen ab . Ich bitte die Abge¬
ordneten , die den Antrag annehmen wollen , sich zu erheben.
— Geschieht . — Der Antrag ist angenommen . Der Aus¬
schuß stellt dann noch den Antrag 13:

Der Landtag wolle die Eingabe des von Gruben
u . Gen . für erledigt erklären.

Ich eröffne die Beratung zu dem Anträge . Das Wort wird
nicht verlangt ? Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der
Antrag ist angenommen.

17 . Gegenstand der Tagesordnung ist der
Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines

Gesetzes, betr . die Neubeordnung der Staatliche » Kredit¬
anstalt . 2. Lesung.

86
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Im Bericht fehlt der Antrag 1 . Das Wort hat der
Herr Berichterstatter Abg . Haßkamp.

Abg . Haßkamp : In der Ausfertigung des Berichts
ist der Antrag 1 weggeblieben ; ich bitte , den nachzufügen.
Es muß heißen am Schluffe der ersten Seite : Der Ausschuß
stellt den Antrag 1:

Annahme des Antrages 1 des Reqierunasbevoll-
mächtigten.

Ferner ist noch ein Schreibfehler auf der ersten Seite
unter IV zu berichtigen . Es muß in dem Anträge Frerichs
statt „befragen " heißen „befürchten " .

Präsident : Ich eröffne die Beratung über den An¬
trag 1. Da niemand das Wort wünscht , können wir ab¬
stimmen . Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 1
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der
Antrag ist angenommen . Der Antrag 2 lautet:

Annahme des Antrages 2 des Regierungsbevoll-
mächt ' gtcn.

Ich eröffne hierzu die Beratung . Das Wort wird nicht
verlangt ? Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 2
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der
Antrag ist angenommen . Die Mehrheit des Ausschusses
beantragt im Anträge 3:

Annahme des Antrages 3 des Regierungsbevoll¬
mächtigten.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge . Da das Wort
nicht verlangt wird , stimmen wir über den Antrag 3 ab.
Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 3 annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist
angenommen . Ein Teil des Ausschusses stellt den Antrag 4:

Annahme des Antrages 1 des Abg . Tantzen.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge . Das Wort
hat Herr Abg . Tantzen.

Abg . Tantzen : Zwei Worte . Es ist vielleicht nicht
ohne weiteres ersichtlich , um was es sich handelt . Es steht
da : Annahme des Antrags 6 des Berichts erster Lesung.
Dieser Antrag 6 befaßt sich mit dem Z 30 . Er will den
letzten Absatz streichen . Der letzte Absatz im Z 30 will die
Staatsbank ermächtigen , mit Genehmigung des Ministeriums
ihren Geschäftskreis beliebig zu erweitern , daß sie also
schließlich einfach den Geschäftskreis einer Privatbank an¬
nehmen kann . Diese Streichung des letzten Absatzes ist in
der ersten Lesung beantragt , aber abgclehnt.

Präsident : Das Wort hat Herr Geheimrat Stein-

Gch . Oberfinanzrat Stein : Meine Herren ! Ich habe
in früheren Verhandlungen wiederholt zum Ausdruck ge¬
bracht , daß diese Erweiterung des Geschäftskreises überhaupt
nicht in Frage kommt . Das würde dem ganzen Charakter
des vorliegenden Gesetzes widersprechen . Es handelt sich
nur um die Möglichkeit , Situationen Rechnung zu tragen,
die sich etwa ergeben möchten und die ganz im Nahmen des
Gesetzes eine Erweiterung nötig machen . Eine Beschränkung
deswegen in das Gesetz aufzunehmen ist darum so un¬
geheuer schwierig und geradezu unmöglich , weil man die
Zukunft nicht übersehen kann und nicht weiß , von wo aus
das Bedürfnis eintreten kann . Ich möchte die Herren bitten,
im Interesse der freien Beweglichkeit der Anstalt immer im

Rahmen ihrer anerkannten Aufgaben diesen Paragraphen
anzunehmen und den Antrag Tantzen abzulehnen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Tantzen.
Abg . Tantzen : Ich bezweifle nicht , daß die jetzige ^

Regierung die Absicht hat , wie vom Regierungsbevoll - ^
mächtigen kund gegeben ist , aber was eine zukünftige Re - .>
gieruug etwa beabsichtigt , weiß man nicht , und die Möglich-
ist damit gegeben , die Erweiterung dieses Unternehmens in
dem Umfange vorzunehmen , wie ich gekennzeichnet habe.

Präsident : Das Wort ist nicht mehr verlangt? Wir
kommen zur Abstimmung . Ich bitte die Abgeordneten , die
den Antrag 4 annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht . — Der Antrag ist abgelehnt . Es folgt der Antrag 5:

Annahme des Antrages 2 des Abg . Tantzen.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge . Das Wort
hat Herr Abg . Tantzen.

Abg . Tantzen : Es handelt sich um Annahme des An¬
trages 9 des Berichts erster Lesung . Das sind 5 Millionen
Mark , soweit ich sehe, die ja nach der Vorlage in ein paar
Jahren der Anstalt unverzinslich gegeben werden sollen.
Dafür war beantragt , daß Zinsen bezahlt werden sollen.
Der Antrag ist in erster Lesung abgelehnt . Er wird jetzt
wiederholt.

Präsident : Das Wort wird nicht mehr verlangt?
Ich schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten , die
den Antrag 5 annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist abgelehnt . Ein Teil des Aus¬
schusses stellt den Antrag 6:

Annahme des Antrages 2 des Abg . Nieberg.
Ich eröffne die Beratung . Da niemand das Wort wünscht,
schließe ich die Beratung und bitte die Abgeordneten , die
den Antrag 6 annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge - !
schieht . — Der Antrag ist abgelehnt . Ein Teil des Aus¬
schusses stellt den Antrag 7:

Annahme des Verbefferungsantrages des Abg . Unkel¬
bach zum Anträge 3 des Antrags Nieberg.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge 7. Da das
Wort nicht verlangt wird , schließe ich die Beratung und bitte
die Abgeordneten , die den Antrag 7 annehmen wollen , sich ^
zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist abgelehnt . !
Es folgt der Antrag 8 : !

Annahme des Antrags 4 des Abg . Nieberg . ^
Der Antrag ist von einem Teil des Ausschusses gestellt.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge . Da das
Wort nicht verlangt wird , stimmen wir ab . Ich bitte die !
Abgeordneten , die den Antrag annehmen wollen , sich zu er- ^
heben . — Geschieht . — Der Antrag ist abgelehnt . An- '
trag 9 lautet:

Annahme des Antrages des Abg . Frerichs.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge . Das Wort
wird nicht verlangt ? Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag 9 annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Der Antrag ist angenommen . Es folgt der Antrag 10:

Annahme des Gesetzentwurfs im ganzen , wie er aus
den Beschlüssen der ersten und zweiten Lesung her - -
vorgegangen ist . I

Ich eröffe die Beratung zu diesem Anträge . Das Wort .



wird nicht verlangt ? Wir stimmen ab . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag annehmen wollen , sich zn er¬
heben . — Geschieht . — Der Antrag ist angenommen . Der
Ausschuß stellt dann noch den Antrag 11:

Der Landtag wolle zum Voranschlag der Zentralkasse
des Freistaats Oldenburg bewilligen:

1 . Zu Z 14 der Einnahmen:
0 . Aus Anleihe . 5 000 000

H 2 . Zu 8 35 der Ausgaben:
s 6 . Zur Bildung eines Stamm¬

vermögens der Staatlichen
Kreditanstalt . 5 000 000 ^ 5.

und den Antrag 12:
Der Landtag wolle die nach 8 4 erforderliche Wahl
von vier Mitgliedern des Staatsbankkuratoriums
vollziehen.

Der Ausschuß stellt schließlich den Antrag 13:
Die Eingabe der Handelskammer in Oldenburg für
erledigt zu erklären.

Ich eröffne die Beratung über die Anträge 11 und 13.
Die im Anträge 12 vorgesehenen Wahlen stehen auf der
Tagesordnung . Das Wort wird nicht verlangt ? Ich schließe
die Beratung und bitte die Abgeordneten , die die Anträge
11 und 13 annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Die Anträge sind angenommen.

18 . Gegenstand der Tagesordnung ist der
Bericht des Ausschusses2 zu dem Entwurf eines Ge¬

setzes für den Landesteil Oldenburg vom . 1922,
betr. die Landessparlasse zu Oldenburg. Zweite Lesung.

Eine Minderheit stellt den Antrag 1:
Annahme der Anträge 1 — 7 des Abg . Nieberg.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge . Das Wort
hat der Berichterstatter , Herr Abg . Schömer.

Abg . Schömer : Es ist hier ein Minderheitsantrag
gestellt auf Annahme der Anträge 1— 7 des Abg . Nieberg.
Ich wollte dazu sagen , daß sich alle Anträge in derselben
Richtung bewegen , deswegen sind sie zusammengefaßt.

Präsident : Das Wort wird nicht weiter verlangt?
Dann können wir abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten,
die den Antrag 1 annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist abgelehnt . Der Ausschuß stellt
den Antrag 2:

Annahme des Antrages 1 des Regierungsbevoll-
! mächtigten.
! Ich eröffne die Beratung zu dem Anträge . Das Wort
! wird nicht verlangt ? Wir stimmen ab . Ich bitte die Ab-
^ geordneten , die den Antrag 2 annehmen wollen , sich zu er¬

heben . — Geschieht . — Der Antrag ist angenommen . Die
Mehrheit stellt den Antrag 3:

Unveränderte Annahme des zweiten Antrages des
Negierungsbevollmächtigtcn.

' Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge . Das Wort
wird nicht verlangt ? Ich schließe die Beratung und bitte
die Abgeordneten , die den Antrag annehmen wollen , sich zu
erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist angenommen.
Der Ausschuß stellt den Antrag 4:

Annahme des dritten Antrages des Regierungsbevoll¬
mächtigten.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge . Da das Wort
nicht verlangt wird , stimmen wir ab . Ich bitte die Abge¬
ordneten , die den Antrag annehmen wollen , sich zu erheben.
— Geschieht . — Der Antrag ist angenommen . Ferner
stellt der Ausschuß den Antrag 5:

Annahme des Gesetzentwurfs , wie er sich durch die
Beschlüsse der ersten und zweiten Lesung gestaltet hat,
und im ganzen.

Ich bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist
angenommen.

Wir kommen nun zu den Wahlen . Es sind Ihnen
angezeigt die Wahlen aus Anlaß der Vorlage 23 . Nach
dem Grundsteuergesetz sind fünf Mitglieder und deren Stell¬
vertreter zu wählen , davon müssen mindestens vier Grund¬
besitzer sein . Ich möchte den Landtag fragen , ob er durch
Stimmzettel wählen will oder durch Zuruf . (Zuruf .) Es
wird beantragt , die Wahl durch Zuruf vorzunehmen . Ich
bitte dann um Vorschläge.

Abg . Schmidt : Nach Rücksprache mit den Parteien
möchte ich folgenden Vorschlag machen . Als Mitglieder:

Landwirt Robert Tantzen (Rodenkirchen ), Zeller
Wienken (Sevelten ), Landwirt Or . Heinemann
(Bümmerstede ) , Gastwirt Karl Behrens (Eversten ) ,
Werftschloffer H . Henneicke (Rüstringen ).

Als Stellvertreter:
Landwirt Joh . Lührs (Rostrup ), Zeller Vökmann
(Bünne ) , Rendant K . Heitmann (Oldenburg ), Land¬
wirt Grals Popken (Landeswarfen ) , Ratsherr E.
Zimmermann (Rüstringen ) ,

Präsident : Sind andere Vorschläge zu machen? Das
Wort hat Herr Abg . Dannemann.

Abg . Dannemann : Ich möchte die drei ersten vor¬
geschlagenen Personen mit Vorschlägen , und weiter Richard
Ulbers (Havendorfersande ) und Zeller Kalla ge (Strück¬
lingen ) .

Präsident : Dann bitte ich, mir die Vorschläge auch
herzugeben . Ja , meine Herren , die Sache wird doch kompli¬
ziert . Es sind vorgeschlagen auf der einen Liste als Mit¬
glieder :

Tantzen , Wienken , Or . Heinemann , Behrens
und Henneicke.

Die Liste , die Herr Dannemann  übergibt , lautet:
Zeller Wienken (Sevelten ) , Zeller Kalla ge (Strück¬
lingen ), Landwirt Or . Heinemann (Bümmerstede ),
Landwirt R . Tantzen (Rodenkirchen ), Landwirt R.
Ulbers (Havendorfersande ).

Als Stellvertreter werden von beiden vorgeschlagen:
Lührs , Bökmann , Heitmann , Popken und
Zimmerman.

Das Wort hat Herr Abg . Schmidt.
Abg . Schmidt : Es tut mir leid , daß die Sache so

kompliziert wird . Ich war der festen Auffassung , daß die
Liste , die ich übergeben habe , vereinbart war mit den Ver¬
tretern der Parteien . Herr König  hat seine Zustimmung
gegeben , und ebenso habe ich Herrn Lohse  die Vorschläge
gezeigt . Es war so, daß über die vier ersten Namen gleich
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Einverständnis erzielt war , und da habe ich vorgeschlagen,
einen Vertreter der unabhängigen Partei zu nehmen und
mir von Herrn Zimmermann den Namen geben zu lassen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Lohse.
Abg . Lohse : Ich will dazu sagen , daß ich mich bei

der Vorlegung der Liste um die vorgeschlagenen Herren ge¬
kümmert habe und mir nicht klargemacht habe die sonstige
Zusammensetzung.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Schmidt.
Abg . Schmidt : Ich darfshinzu setzen, daß mit diesen

fünf die Liste nicht erledigt ist , daß noch zwei von der Re¬
gierung hinzu kommen.

Präsident : Wir werden uns zunächst klarzumachen
haben , wie die Abstimmung erfolgen soll . Drei von den
Herren stehen in beiden Listen . Wenn der Landtag damit
einverstanden ist , lasse ich über diese drei Herren zunächst
abstimmen . — Das Wort hat Herr Abg . Schömer.

Abg . Schömer : Meine Herren ! Das gibt ein falsches
Bild . Ich kann mich mit der Abstimmung , wie sie vom
Herrn Präsidenten vorgeschlagen ist , nicht einverstanden er¬
klären . Nachdem zwei Listen eingereicht sind , ist es not¬
wendig , daß w >r durch Stimmzettel abstimmen , und daß auf
jeden Stimmzettel fünf Mitglieder und fünf Stellvertreter
geschrieben werden . Eine andere Abstimmung ist nicht
möglich.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Schmidt.
Abg . Schmidt : Ich möchte Vorschlägen , über beide

Listen ohne Stimmzettel abzustimmen.

Präsident : Herr Schmidt meint, daß wir über beide
Vorschläge abstimmen , und zwar durch Zuruf . (Abg . Willen¬
borg : Ich beantrage schriftliche Abstimmung .) Es wird der
Antrag auf Abstimmung durch Stimmzettel gestellt . Wird
der Antrag unterstützt ? Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag unterstützen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —

Der Antrag ist abgelehnt . Dann lasse ich über beide Listen
abstimmen , wie sie eingereicht sind . Ich bitte die Abgeord¬
neten , die die Liste Schmidt annehmcn wollen , sich zu er¬
heben . — Geschieht . — Ich bitte um die Gegenprobe.
— Geschieht . — Die Liste ist abgelehnt . Ich bitte jetzt die
Abgeordneten , die die Liste Dannemann annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Ich bitte um die Gegen¬
probe . — Geschieht . — Die Liste ist angenommen.

Abg . Zimmermanu : Unter diesen Umständen verzichte
ich auf die Wahl . (Dannemann : Bravo !)

Präsident : Herr Zimmermann verzichtet. Ich bitte,
noch einen Stellvertreter vorzuschlagen . (Abg . Meyer:
Eigner Dammann , Lutten .) Es wird der Eigner Dam-
mann (Lutten ) vorgeschlagen . Ich bitte die Abgeordneten,
die diesen Herrn wählen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Der Vorgeschlagene ist gewählt.

Wir kommen dann zu den Wahlen aus Anlaß der
Vorlage 68 , betreffend die Staatliche Kreditanstalt . Es sind
vier Personen vom Landtag zu wählen . Ich möchte zunächst
fragen , ob durch Zuruf oder durch Stimmzettel gewählt
werden soll . Wenn kein Widerspruch erfolgt , nehme ich an,
daß durch Zuruf gewählt werden soll . Von Herrn Schmidt
werden mir folgende Vorschläge unterbreitet:

Konsul H . Wieting (Brake ) , Apotheker König
(Löningen ), Direktor Hartong (Delmenhorst ), Rats¬
herr P . Hug (Rüstringen ) .

Werden andere Vorschläge gemacht ? Das ist nicht der Fall.
Dann bitte ich die Abgeordneten , die diese Herren wählen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Die Vorgeschlagenen
sind gewählt . Die Tagesordnung ist damit erledigt . Die
nächste Sitzung findet Freitag vormittag 9 Uhr statt . Ich
schließe die Sitzung.

(Schluß .1 Uhr 50 Minuten .)
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